
GIEAG Immobilien AG
München

ISIN DE0005492276

Einladung zur Hauptversammlung
(virtuelle Hauptversammlung)

Hiermit laden wir unsere Aktionäre zu der am

23. Juni 2021, um 10:00 Uhr (MESZ)

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung der GIEAG  
Immobilien AG (nachfolgend auch die „Gesellschaft“) ein, die aus-
schließlich als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz  
der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) stattfindet. Ort der  
Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die Geschäfts- 
räume der GIEAG Immobilien AG, Oettingenstraße 35, 80538 München.

Die Hauptversammlung wird für unsere Aktionäre, die ihren Anteils-
besitz ordnungsgemäß nachgewiesen haben, und ihre Bevollmäch-
tigten in dem passwortgeschützten Internetservice zur Hauptver-
sammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.gieag.de/investor-relations/#versammlung

live in Bild und Ton übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktio- 
näre und ihrer Bevollmächtigten erfolgt ausschließlich im Wege der 
elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. Nähere Erläute-
rungen hierzu finden Sie nachstehend im Abschnitt „Bedingungen für 
die Ausübung der Aktionärsrechte“.
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Art der Angabe Beschreibung

A. Inhalt der Mitteilung

1. Eindeutige Kennung 
des Ereignisses

GIEA062021HV

2. Art der Mitteilung Einladung zur Hauptversammlung;
im Format gemäß 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
NEWM

B. Angaben zum Emittenten

1. ISIN DE0005492276

2. Name des 
Emittenten

GIEAG Immobilien AG

C. Angaben zur Hauptversammlung

1. Datum der 
 Hauptversammlung

23.06.2021;
im Format gemäß 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
20210623

2. Uhrzeit der  
Hauptversammlung

10:00 Uhr (MESZ);
im Format gemäß 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
08:00 Uhr UTC (koordinierte Weltzeit)

3. Art der  
Hauptversammlung

Ordentliche Hauptversammlung;
im Format gemäß Durchführungsverordnung 
(EU) 2018/1212: GMET

4. Ort der  
Hauptversammlung

Virtuelle Hauptversammlung:
www.gieag.de/investor-
relations/#versammlung
 
Ort der Hauptversammlung im Sinne des 
Aktiengesetzes: 
Geschäftsräume der GIEAG Immobilien AG,  
Oettingenstraße 35, 80538 München, 
Deutschland (keine physische Präsenz der 
Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten)

5. Aufzeichnungs- 
datum

02.06.2021, 00:00 Uhr (MESZ);
im Format gemäß 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 
20210601, 22:00 Uhr UTC (koordinierte 
Weltzeit)

6. Uniform Resource 
Locator (URL)

www.gieag.de/investor-
relations/#versammlung

Mindestinformationen nach § 125 Abs. 1 Aktiengesetz (AktG) 
i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG, Artikel 4 Abs. 1 sowie Tabelle 3 des 
Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 
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TAGESORDNUNG

1.  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses sowie des 
Berichts des Aufsichtsrats über das Geschäftsjahr 2020

 Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresab-
schluss gebilligt; damit ist der Jahresabschluss gemäß § 172 
AktG festgestellt. Die Hauptversammlung hat zu diesem Tages-
ordnungspunkt 1 deshalb keinen Beschluss zu fassen. Die ge-
nannten Unterlagen sind ab dem Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung sowie auch während der Hauptversamm-
lung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.gieag.de/investor-relations/#versammlung

 zugänglich. Ferner werden die genannten Unterlagen in der 
Hauptversammlung näher erläutert werden.

2.  Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
für das Geschäftsjahr 2020

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, aus dem Bilanzgewinn 
der GIEAG Immobilien AG zum 31. Dezember 2020 in Höhe von 
EUR 32.694.370,01

 a) einen Betrag von EUR 4.174.141,00 zur Zahlung einer  
Dividende von EUR 1,00 je dividendenberechtigter Stück- 
aktie zu verwenden und

 b)  den verbleibenden Betrag von EUR 28.520.229,01 auf neue 
Rechnung vorzutragen.

Gemäß § 58 Abs. 4 Aktiengesetz (AktG) ist der Anspruch auf die 
Dividende am 28. Juni 2021 fällig.

Der vorstehende Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt, 
dass die Gesellschaft im Zeitpunkt der Einberufung der Haupt-
versammlung 25.859 Stück eigene Aktien hält, die gemäß § 71b 
AktG nicht dividendenberechtigt sind. Bis zur Hauptversamm-
lung kann sich die Anzahl der dividendenberechtigten Stück-
aktien verändern. In diesem Fall wird der Hauptversammlung 
ein entsprechend angepasster Gewinnverwendungsvorschlag 
unterbreitet werden, der unverändert eine Ausschüttung von  
EUR 1,00 je dividendenberechtigter Stückaktie vorsieht.

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2020

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des  
Vorstands für das Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen.

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen.
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5. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschluss- 
prüfers für das Geschäftsjahr 2021

 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die LKC TREUBEG mbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Grün-
wald, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2021 zu be-
stellen.

6. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten 
Kapitals 2016, die Schaffung eines neuen Genehmigten  
Kapitals 2021 mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugs- 
rechts sowie über die entsprechende Satzungsänderung

 Durch Beschluss der ordentlichen Hauptversammlung vom  
21. Juli 2016 wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit 
bis zum 20. Juli 2021 einmalig oder mehrmalig um insgesamt bis 
zu EUR 2.100.000,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch 
Ausgabe von bis zu 2.100.000 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2016). Das Ge-
nehmigte Kapital 2016 wurde bislang nicht ausgenutzt.

 Das durch die Hauptversammlung vom 21. Juli 2016 beschlos-
sene Genehmigte Kapital 2016 läuft am 20. Juli 2021 aus. Um 
diesbezüglich der Gesellschaft auch künftig wieder größtmög-
liche Flexibilität zu gewährleisten, soll das bisherige Genehmigte  
Kapital 2016 aufgehoben, ein neues genehmigtes Kapital in 
Höhe von bis zu 50 % des bestehenden Grundkapitals beschlos-
sen und die Satzung entsprechend angepasst werden. 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Be-
schluss zu fassen:

 a)  Aufhebung des Genehmigte Kapitals 2016

  Die von der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft  
am 21. Juli 2016 erteilte Ermächtigung des Vorstands, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesell-
schaft in der Zeit bis zum 20. Juli 2021 einmalig oder mehr-
malig um insgesamt bis zu EUR 2.100.000,00 gegen Bar- 
und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von bis zu 2.100.000 
neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2016) gemäß § 3 Abs. 3 der Satzung 
der Gesellschaft wird aufschiebend bedingt auf das Wirk-
samwerden des neuen Genehmigten Kapitals 2021 unter 
lit. b) dieses Tagesordnungspunkts 6 sowie die Handelsre-
gistereintragung der Änderung von § 3 Abs. 3 der Satzung 
gemäß lit. c) dieses Tagesordnungspunkts 6 aufgehoben.

 b)  Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2021 mit der 
Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts

  Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-
schaft in der Zeit bis zum 22. Juni 2026 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
EUR 2.100.000,00 (in Worten: Euro zwei Millionen einhun-
derttausend) durch Ausgabe von bis zu 2.100.000 neuen, 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder 
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Sacheinlagen zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2021“).

  Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräu-
men. Die Aktien können dabei nach § 186 Abs. 5 AktG auch 
von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder gemäß  
§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des 
Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares 
Bezugsrecht).

  Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre für eine oder 
mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten 
Kapitals 2021 auszuschließen:

  (i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;

  (ii) zur Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen, wenn der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der 
bereits börsennotierten (einschließlich der Notierung im 
Freiverkehr) Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich im 
Sinne der §§ 203 Abs. 1 und Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4  
AktG unterschreitet und der auf die unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus- 
gegebenen neuen Aktien entfallende anteilige Betrag 
des Grundkapitals insgesamt 10 % des Grundkapitals 
der Gesellschaft nicht überschreitet, und zwar weder 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – wenn die-
ser Betrag geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung 
des Genehmigten Kapitals 2021. Auf diese Begrenzung 
von 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des 
Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, (a) 
die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 
2021 aufgrund einer Ermächtigung zur Veräußerung  
eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halb- 
satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
veräußert werden; (b) die zur Bedienung von Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben 
werden oder auszugeben sind, sofern diese Schuldver-
schreibungen in entsprechender Anwendung des § 186  
Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit des Genehmig- 
ten Kapitals 2021 unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre ausgegeben werden; (c) die während der 
Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2021 aus ande-
rem genehmigtem Kapital gemäß § 203 Abs. 2 Satz 1 
in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG oder auf 
der Grundlage sonstiger Kapitalmaßnahmen in entspre-
chender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-
gegeben werden;

  (iii) zur Ausgabe von Aktien gegen Sacheinlagen insbe-
sondere – aber ohne Beschränkung hierauf – im Rah-
men von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum 
Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unterneh-
men, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen 
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an Unternehmen oder von sonstigen Vermögensge-
genständen, einschließlich Forderungen gegen die 
Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften, oder 
zur Bedienung von Schuldverschreibungen, die gegen 
Sacheinlagen ausgegeben werden;

  (iv) soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern 
von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldver- 
schreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuld-
verschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instru-
mente) (nachstehend gemeinsam „Schuldverschrei-
bungen“), die mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestattet 
sind und die von der Gesellschaft oder einer unmittel-
baren oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaft ausge-
geben wurden oder noch werden, ein Bezugsrecht auf 
neue, auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesell-
schaft in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. 
nach Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten 
als Aktionär zustünde oder soweit die Gesellschaft ein 
Wahlrecht bezüglich solcher Schuldverschreibungen 
ausübt, ganz oder teilweise Aktien der Gesellschaft 
anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags zu ge-
währen;

  (v) zur Durchführung einer Aktiendividende, in deren Rah-
men Aktien der Gesellschaft (auch teilweise und/oder 
wahlweise) gegen Einlage von Dividendenansprüchen 
der Aktionäre ausgegeben werden (Aktiendividende). 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die 
Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der Auf-
sichtsrat ist ermächtigt, nach jeder Ausübung des Geneh- 
migten Kapitals 2021 oder Ablauf der Frist für die Ausnut-
zung des Genehmigten Kapitals 2021 die Fassung der  
Satzung entsprechend anzupassen.

 c)  Änderung von § 3 Abs. 3 der Satzung

  § 3 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

  „Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-
schaft in der Zeit bis zum 22. Juni 2026 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
EUR 2.100.000,00 (in Worten: Euro zwei Millionen einhun-
derttausend) durch Ausgabe von bis zu 2.100.000 neuen, 
auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2021“).

  Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzu- 
räumen. Die Aktien können dabei nach § 186 Abs. 5 AktG 
auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder ge-
mäß § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unter-
nehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 
den Aktionären zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares 
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Bezugsrecht).
  Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre für eine oder 
mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten 
Kapitals 2021 auszuschließen:

  (i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zunehmen;

  (ii) zur Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen, wenn der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der 
bereits börsennotierten (einschließlich der Notierung im 
Freiverkehr) Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich im 
Sinne der §§ 203 Abs. 1 und Abs. 2, 186 Abs. 3 Satz 4  
AktG unterschreitet und der auf die unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegebenen neuen Aktien entfallende anteilige Be-
trag des Grundkapitals insgesamt 10 % des Grundka-
pitals der Gesellschaft nicht überschreitet, und zwar we-
der zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – wenn 
dieser Betrag geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung 
des Genehmigten Kapitals 2021. Auf diese Begrenzung 
von 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag 
des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt,  
(a) die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 
2021 aufgrund einer Ermächtigung zur Veräußerung  
eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halb- 
satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
veräußert werden; (b) die zur Bedienung von Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben 
werden oder auszugeben sind, sofern diese Schuldver-
schreibungen in entsprechender Anwendung des § 186  
Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit des Geneh- 
migten Kapitals 2021 unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre ausgegeben werden; (c) die wäh-
rend der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2021 aus 
anderem genehmigtem Kapital gemäß § 203 Abs. 2 
Satz 1 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG oder 
auf der Grundlage sonstiger Kapitalmaßnahmen in ent-
sprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden;

  (iii) zur Ausgabe von Aktien gegen Sacheinlagen insbe-
sondere – aber ohne Beschränkung hierauf – im Rah-
men von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum  
Zwecke des (auch mittelbaren) Erwerbs von Unterneh-
men, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen 
an Unternehmen oder von sonstigen Vermögensge-
genständen, einschließlich Forderungen gegen die 
Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften, oder zur  
Bedienung von Schuldverschreibungen, die gegen Sach- 
einlagen ausgegeben werden;

  (iv) soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern 
von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldver- 
schreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuld-
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verschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 
(nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“), 
die mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wand-
lungs- oder Optionspflichten ausgestattet sind und die 
von der Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder mit-
telbaren Beteiligungsgesellschaft ausgegeben wurden 
oder noch werden, ein Bezugsrecht auf neue, auf den 
Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft in dem 
Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der 
Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von 
Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zustünde 
oder soweit die Gesellschaft ein Wahlrecht bezüglich 
solcher Schuldverschreibungen ausübt, ganz oder teil-
weise Aktien der Gesellschaft anstelle der Zahlung des 
fälligen Geldbetrags zu gewähren;

  (v) zur Durchführung einer Aktiendividende, in deren Rah-
men Aktien der Gesellschaft (auch teilweise und/oder 
wahlweise) gegen Einlage von Dividendenansprüchen 
der Aktionäre ausgegeben werden (Aktiendividende). 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die 
Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der Aufsichts-
rat ist ermächtigt, nach jeder Ausübung des Genehmigten 
Kapitals 2021 oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2021 die Fassung der Satzung ent-
sprechend anzupassen.“

 d)  Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister 

  Der Vorstand wird angewiesen, die unter vorstehendem lit. a)  
dieses Tagesordnungspunkts 6 beschlossene Aufhebung 
des in § 3 Abs. 3 der Satzung enthaltenen Genehmigten  
Kapitals 2016 und die beschlossene Schaffung des neuen 
Genehmigten Kapitals 2021 gemäß vorstehendem lit. b) 
dieses Tagesordnungspunkts 6 mit der Maßgabe zur Ein-
tragung in das Handelsregister anzumelden, dass zunächst 
die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2016 eingetragen 
wird, dies jedoch nur dann, wenn unmittelbar anschließend 
das neu geschaffene Genehmigte Kapital 2021 und die ent-
sprechende Änderung der Satzung in das Handelsregister 
der Gesellschaft eingetragen werden.

Der Vorstand wird, vorbehaltlich des vorstehenden Absatzes 
ermächtigt, das Genehmigte Kapital 2021 unabhängig von 
den übrigen Beschlüssen der Hauptversammlung zur Ein-
tragung in das Handelsregister anzumelden.
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7. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden 
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Options- 
schuldverschreibungen mit möglichem Ausschluss des 
Bezugsrechts und die Erteilung einer neuen Ermächti-
gung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, 
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 
Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen die-
ser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des 
Bezugsrechts, über die Aufhebung des bestehenden Be-
dingten Kapitals 2016, die Schaffung eines neuen Bedingten 
Kapitals 2021 sowie über die entsprechende Satzungsände-
rung 

 Durch Beschluss der ordentlichen Hauptversammlung vom 
21. Juli 2016 wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats bis zum 20. Juli 2021 einmalig oder mehr-
malig auf den Inhaber oder Namen lautende Wandel- und/
oder Optionsschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag 
von bis zu EUR 15.000.000,00 (zusammen im Folgenden auch 
„Schuldverschreibungen 2016“) mit einer Laufzeit von läng-
stens 20 Jahren zu begeben und den Inhabern der Schuldver-
schreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf neue Aktien 
der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von bis zu insgesamt EUR 1.800.000,00 nach näherer Maßga-
be der Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen zu gewähren 
(nachstehend auch „Ermächtigung 2016“). Zur Bedienung der  
Schuldverschreibungen 2016 wurde ein Bedingtes Kapital 2016 
in Höhe von EUR 1.800.000,00 geschaffen (§ 3 Abs. 4 der 
Satzung). Von dieser Ermächtigung hat der Vorstand der Ge-
sellschaft keinen Gebrauch gemacht. Die durch die Hauptver-
sammlung vom 21. Juli 2016 erteilte Ermächtigung 2016 läuft 
am 20. Juli 2021 aus.

 Um der Gesellschaft die Möglichkeit zu geben, weiterhin flexibel 
auf Finanzierungserfordernisse reagieren und die Eigenkapital-
decke bei Bedarf kurzfristig und umfassend stärken zu können, 
sollen die Ermächtigung 2016 und das Bedingte Kapital 2016 
aufgehoben und durch eine neue Ermächtigung und ein neues 
bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2021) ersetzt sowie die Sat-
zung der Gesellschaft entsprechend angepasst werden.

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu 
fassen:

 a)  Aufhebung der Ermächtigung vom 21. Juli 2016 und Auf-
hebung des Bedingten Kapitals 2016

  Mit Eintragung der unter lit. d) dieses Tagesordnungspunkts 7 
vorgeschlagenen Satzungsänderung in das Handelsregister 
werden die Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit mög-
lichem Ausschluss des Bezugsrechts vom 21. Juli 2016 
sowie das durch Beschluss der Hauptversammlung vom 
21. Juli 2016 geschaffene Bedingte Kapital 2016 in Höhe von 
EUR 1.800.000,00 gemäß § 3 Abs. 4 der Satzung jeweils 
aufgehoben.
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 b)  Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldver-
schreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genuss-
rechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit 
zum Ausschluss des Bezugsrechts

  aa) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Aktienzahl

   Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 22. Juni 2026 einmalig oder 
mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende Wan-
delschuldverschreibungen, Optionsschuldverschrei-
bungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldver-
schreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 
(nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“) 
im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 47.000.000,00 
mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den 
Gläubigern bzw. Inhabern von Schuldverschreibungen 
Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der Gesell-
schaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von bis zu EUR 1.800.000,00 nach näherer Maßgabe 
der jeweiligen Options- bzw. Wandelanleihebedingungen 
bzw. Genussrechtsbedingungen oder Gewinnschuld-
verschreibungsbedingungen (im Folgenden jeweils 
„Schuldverschreibungsbedingungen“) zu gewähren. 
Die jeweiligen Schuldverschreibungsbedingungen kön-
nen auch Pflichtwandlungen zum Ende der Laufzeit oder 
zu anderen Zeiten vorsehen, einschließlich der Verpflich-
tung zur Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts. 
Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch  
gegen Erbringung einer Sacheinlage erfolgen.

   Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch 
– unter Begrenzung auf den entsprechenden Euro- 
Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines  
OECD-Landes begeben werden. Die Schuldverschrei-
bungen können auch durch von der Gesellschaft ab-
hängige oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehr-
heitsbesitz der Gesellschaft stehende Gesellschaften 
begeben werden; in diesem Fall wird der Vorstand 
ermächtigt, für die abhängige oder im Mehrheitsbesitz 
stehende Gesellschaft die Garantie für die Schuldver-
schreibungen zu übernehmen und den Gläubigern 
solcher Schuldverschreibungen Wandlungs- oder  
Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft zu gewähren. 
Bei Emission der Schuldverschreibungen können bzw. 
werden diese im Regelfall in jeweils unter sich gleichbe-
rechtigte Teilschuldverschreibungen eingeteilt.

  bb) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss

   Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht auf 
die Schuldverschreibungen einzuräumen. Die Schuld-
verschreibungen können auch von einem oder mehre-
ren Kreditinstitut(en) oder gemäß § 53 Abs. 1 Satz 1 
oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über 
das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflich-
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tung übernommen werden, sie den Aktionären mittelbar 
im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG zum Bezug anzubieten 
(sog. mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand wird je-
doch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die 
Schuldverschreibungen mit Zustimmung des Aufsichts-
rats auszuschließen,

   (i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszuneh-
men;

   (ii) soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Schuld-
verschreibungen, die von der Gesellschaft oder 
einer abhängigen oder unmittelbar bzw. mittelbar 
in Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft be-
reits ausgegeben wurden oder noch werden, ein 
Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es  
ihnen nach Ausübung der Options- oder Wand-
lungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungs- 
oder Optionspflichten als Aktionär zustünde;

   (iii) sofern die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 
oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Options- 
pflichten gegen Barleistung ausgegeben werden 
und der Ausgabepreis den nach anerkannten  
finanzmathematischen Methoden ermittelten theo-
retischen Wert der Teilschuldverschreibungen nicht 
wesentlich im Sinne der §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Diese Ermächti-
gung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur 
für Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien, 
auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals 
von insgesamt nicht mehr als 10 % des Grund-
kapitals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung 
dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung von  
10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des 
Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt,  
(i) die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
aufgrund einer Ermächtigung zur Veräußerung  
eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halb-
satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
veräußert werden, (ii) die während der Laufzeit  
dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 203 
Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG oder auf der Grundlage sonstiger Kapitalmaß-
nahmen in entsprechender Anwendung von § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden;

   (iv) soweit die Schuldverschreibungen gegen Sach-
einlagen ausgegeben werden, sofern der Wert der 
Sacheinlage in einem angemessenen Verhältnis zu 
dem nach vorstehendem lit. b) bb) (3) zu ermitteln-
den Marktwert der Schuldverschreibungen steht.

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschrei-
bungen ohne Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
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Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden, 
wird der Vorstand zudem ermächtigt, das Bezugsrecht 
der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats insge-
samt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder 
Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich aus-
gestattet sind, d. h. keine Mitgliedschaftsrechte in der 
Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liqui-
dationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung 
nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, 
des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird.  
Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung und 
der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinn-
schuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Bege-
bung aktuellen Marktkonditionen für eine vergleichbare 
Mittelaufnahme entsprechen.

  cc) Wandlungs- und Optionsrechte

   Im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit 
Wandlungsrecht können die Gläubiger ihre Schuld-
verschreibungen nach Maßgabe der Schuldverschrei-
bungsbedingungen in Aktien der Gesellschaft wandeln. 
Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division 
des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch 
den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der 
Gesellschaft. Das Wandlungsverhältnis kann sich auch 
durch Division des unter dem Nennbetrag liegenden 
Ausgabepreises einer Teilschuldverschreibung durch 
den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der 
Gesellschaft ergeben. Das Wandlungsverhältnis kann 
auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden;  
ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung fest-
gelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, 
dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausge- 
glichen werden. Die Bedingungen können auch ein  
variables Wandlungsverhältnis vorsehen. Der anteilige 
Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung 
zu beziehenden Aktien darf den Nennbetrag der einzel-
nen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen.

   Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen 
werden jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere 
Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach nähe-
rer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Bedin-
gungen zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berech-
tigen. Die Schuldverschreibungsbedingungen können 
vorsehen, dass der Optionspreis ganz oder teilweise 
auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen 
erbracht werden kann. Das Bezugsverhältnis ergibt sich 
aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldver-
schreibung durch den Optionspreis für eine Aktie der 
Gesellschaft. Das Bezugsverhältnis kann sich auch 
durch Division des unter dem Nennbetrag liegenden 
Ausgabepreises einer Teilschuldverschreibung durch 
den festgesetzten Optionspreis für eine Aktie der Ge-
sellschaft ergeben. Das Bezugsverhältnis kann auf eine 
ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann 
eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. 
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Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen  
zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen wer-
den. Die Schuldverschreibungsbedingungen können 
auch ein variables Bezugsverhältnis vorsehen. Der 
anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldver-
schreibung zu beziehenden Aktien darf den Nennbetrag 
der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht überstei-
gen.

  dd) Wandlungs- und Optionspflichten

   Die Schuldverschreibungsbedingungen der Schuld-
verschreibungen können auch eine Wandlungs- oder 
Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem 
anderen Zeitpunkt (jeweils auch „Endfälligkeit“) be-
gründen oder das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei 
Endfälligkeit den Inhabern von Schuldverschreibungen 
ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen 
Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren. In 
diesen Fällen kann der Wandlungs- oder Optionspreis 
für eine Aktie des durchschnittlichen Schlusskurses 
der Aktien der Gesellschaft im Freiverkehr der Börse  
München während der zehn (10) aufeinanderfolgenden 
Börsenhandelstage vor oder nach dem Tag der End- 
fälligkeit entsprechen, auch wenn dieser unterhalb des 
unter nachstehendem lit. b) ee) genannten Mindest-
preises liegt.

   Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Endfällig-
keit je Teilschuldverschreibung auszugebenden Aktien 
darf den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschrei-
bung nicht übersteigen. § 9 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 199 Abs. 2 AktG sind zu beachten.

  ee) Wandlungs- bzw. Optionspreis

   Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Options-
preis für eine Aktie muss – mit Ausnahme der Fälle, in 
denen eine Options- oder Wandlungspflicht vorgesehen 
ist – entweder mindestens 80 % des durchschnittlichen 
Schlusskurses der Aktien der Gesellschaft im Freiver-
kehr der Börse München an den fünf (5) Börsenhan-
delstagen unmittelbar vor dem Tag der endgültigen 
Entscheidung des Vorstands über die Platzierung von 
Schuldverschreibungen bzw. über die Annahme oder 
Zuteilung durch die Gesellschaft im Rahmen einer Plat-
zierung von Schuldverschreibungen betragen oder – für 
den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts – min- 
destens 80 % des durchschnittlichen Schlusskurses der 
Aktien der Gesellschaft im Freiverkehr der Börse Mün-
chen während (i) der Tage, an denen die Bezugsrechte 
an der Börse München gehandelt werden, mit Ausnah-
me der beiden letzten Börsenhandelstage des Bezugs-
rechtshandels, oder (ii) der Tage ab Beginn der Bezugs-
frist bis zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Bezugspreises entsprechen. § 9 Abs. 1 und § 199 AktG 
bleiben unberührt.



14 

   Bei mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wand-
lungs- oder Optionspflichten verbundenen Schuldver-
schreibungen kann der Wandlungs- oder Optionspreis 
unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG aufgrund einer Ver-
wässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung 
der Schuldverschreibungsbedingungen dann ermäßigt 
werden, wenn die Gesellschaft während der Wandlungs- 
oder Optionsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts 
an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder wenn 
die Gesellschaft weitere Schuldverschreibungen be-
gibt bzw. sonstige Optionsrechte gewährt oder garan-
tiert und den Inhabern von Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder 
Optionspflichten kein Bezugsrecht in dem Umfang ein-
geräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung der Wand-
lungs- oder Optionsrechte bzw. der Erfüllung von Wand-
lungs- bzw. Optionspflichten zustünde. Die Ermäßigung 
des Options- oder Wandlungspreises kann auch nach 
Maßgabe der näheren Bestimmungen der Schuldver-
schreibungen durch eine Barzahlung bei Ausübung des 
Options- oder Wandlungsrechts bzw. bei Erfüllung von 
Wandlungs- bzw. Optionspflichten erfüllt werden. Die 
Schuldverschreibungsbedingungen können auch für an-
dere Maßnahmen, die zu einer Verwässerung des Werts 
der Wandlungs- oder Optionsrechte führen können (z. B. 
auch bei Zahlung einer Dividende), eine wertwahrende 
Anpassung des Wandlungs- oder Optionspreises vor-
sehen. Darüber hinaus kann die Gesellschaft für den 
Fall einer vorzeitigen Ausübung des Wandlungs- oder 
Optionsrechts die Zahlung einer angemessenen Ent-
schädigung gewähren. In jedem Fall darf der anteilige 
Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung 
zu beziehenden Aktien den Nennbetrag der jeweiligen 
Teilschuldverschreibung nicht übersteigen.

  ff) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten

   Die Schuldverschreibungsbedingungen können jeweils 
festlegen, dass im Fall der Wandlung oder Optionsaus-
übung bzw. bei Erfüllung der Options- und Wandlungs-
pflichten auch eigene Aktien, Aktien aus genehmigtem 
Kapital der Gesellschaft oder andere Leistungen ge-
währt werden können. Ferner kann vorgesehen wer-
den, dass die Gesellschaft im Fall der Wandlung oder 
Optionsausübung bzw. bei Erfüllung der Options- und 
Wandlungspflichten den Inhabern der Schuldverschrei-
bungen nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern 
den Gegenwert in Geld zahlt oder börsennotierte Aktien 
einer anderen Gesellschaft gewährt.

   Die Schuldverschreibungsbedingungen können ande-
rerseits auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei 
Fälligkeit der Schuldverschreibungen den Inhabern der 
Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle der 
Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesell-
schaft oder börsennotierte Aktien einer anderen Gesell-
schaft zu gewähren.
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   In den Schuldverschreibungsbedingungen kann außer- 
dem vorgesehen werden, dass die Zahl der bei Ausübung  
der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung 
der Wandlungs- oder Optionspflichten zu beziehenden 
Aktien variabel ist und/oder der Wandlungs- oder  
Optionspreis innerhalb einer vom Vorstand festzule-
genden Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung 
des Aktienkurses oder als Folge von Verwässerungs-
schutzbestimmungen während der Laufzeit verändert 
werden kann.

  gg) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebe-
dingungen

   Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 
Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere 
Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Wand-
lungs- oder Optionspreis und den Wandlungs- oder 
Optionszeitraum festzusetzen bzw. im Einvernehmen 
mit den Organen der die Schuldverschreibungen bege-
benden, abhängigen oder in unmittelbarem oder mittel-
barem Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft festzu-
legen.

 c)  Schaffung eines Bedingten Kapitals 2021

  Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu  
EUR 1.800.000,00 (in Worten: Euro eine Million achthun-
derttausend) durch Ausgabe von bis zu 1.800.000 neu-
en, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht  
(„Bedingtes Kapital 2021“).

  Das Bedingte Kapital 2021 dient der Gewährung von  
Aktien bei der Ausübung von Wandlungs- oder Options-
rechten bzw. bei der Erfüllung von Wandlungs- oder Options- 
pflichten an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandelschuld-
verschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genuss-
rechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemein-
sam „Schuldverschreibungen“), die aufgrund des Ermäch-
tigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 23. Juni 
2021 ausgegeben worden sind.

  Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßga-
be des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung 
vom 23. Juni 2021 jeweils festzulegenden Wandlungs- oder 
Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt, wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldver-
schreibungen, die von der Gesellschaft oder einer von der 
Gesellschaft abhängigen oder in ihrem unmittelbaren oder 
mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft auf-
grund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversamm-
lung vom 23. Juni 2021 bis zum 22. Juni 2026 ausgegeben 
bzw. garantiert werden, von ihren Wandlungs- oder Options-
rechten Gebrauch machen bzw. Wandlungs- oder Options-
pflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder 
soweit die Gesellschaft anstelle der Zahlung des fälligen 
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Geldbetrags Aktien der Gesellschaft gewährt und soweit 
die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder  
Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus 
genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient 
werden.

  Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäfts-
jahres an, in dem sie entstehen, und für alle nachfolgenden 
Geschäftsjahre am Gewinn teil.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Satzung entsprechend 
der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 
2021 und nach Ablauf sämtlicher Options- und Wandlungs-
fristen zu ändern.

 d)  Änderung von § 3 Abs. 4 der Satzung

§ 3 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 
1.800.000,00 (in Worten: Euro eine Million achthunderttau-
send) durch Ausgabe von bis zu [1.800.000] neuen, auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht („Bedingtes 
Kapital 2021“).

Das Bedingte Kapital 2021 dient der Gewährung von  
Aktien bei der Ausübung von Wandlungs- oder Opti-
onsrechten bzw. bei der Erfüllung von Wandlungs- oder  
Optionspflichten an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel-
schuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, 
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 
(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend 
gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die aufgrund des 
Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 
23. Juni 2021 ausgegeben worden sind.

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßga-
be des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung 
vom 23. Juni 2021 jeweils festzulegenden Wandlungs- oder 
Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt, wie die Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldver-
schreibungen, die von der Gesellschaft oder einer von der 
Gesellschaft abhängigen oder in ihrem unmittelbaren oder 
mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft auf-
grund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversamm-
lung vom 23. Juni 2021 bis zum 22. Juni 2026 ausgegeben 
bzw. garantiert werden, von ihren Wandlungs- oder Options-
rechten Gebrauch machen bzw. Wandlungs- oder Options-
pflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder 
soweit die Gesellschaft anstelle der Zahlung des fälligen 
Geldbetrags Aktien der Gesellschaft gewährt und soweit 
die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder  
Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus 
genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient 
werden.
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Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäfts-
jahres an, in dem sie entstehen, und für alle nachfolgenden 
Geschäftsjahre am Gewinn teil.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der be-
dingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Satzung entsprechend 
der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 
2021 und nach Ablauf sämtlicher Options- und Wandlungs-
fristen zu ändern.“

 e)  Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister

Der Vorstand wird angewiesen, die Aufhebung des Be-
dingten Kapitals 2016 gemäß vorstehendem lit. a) dieses  
Tagesordnungspunkts 7, die Schaffung des Bedingten Kapi-
tals 2021 gemäß vorstehendem lit. c) dieses Tagesordnungs-
punkts 7 und die entsprechende Änderung der Satzung 
gemäß vorstehendem lit. d) dieses Tagesordnungspunkts 7 
mit der Maßgabe zur Eintragung in das Handelsregister 
anzumelden, dass zunächst die Aufhebung des Bedingten 
Kapitals 2016 eingetragen wird, dies jedoch nur dann, wenn 
unmittelbar anschließend die Eintragung des Bedingten  
Kapitals 2021 erfolgt.

Der Vorstand wird vorbehaltlich des vorstehenden Absatzes 
ermächtigt, das Bedingte Kapital 2021 und die genannte 
Satzungsänderung unabhängig von den übrigen Beschlüs-
sen der Hauptversammlung zur Eintragung in das Handels-
register anzumelden.

8. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb 
und zur Verwendung eigener Aktien, einschließlich der Er-
mächtigung zur Einziehung erworbener eigener Aktien und  
Kapitalherabsetzung sowie zum Ausschluss des Bezugs-
rechts

 Zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien bedarf die Ge-
sellschaft gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG, soweit nicht gesetzlich 
ausdrücklich zugelassen, einer besonderen Ermächtigung durch 
die Hauptversammlung. Die Hauptversammlung der Gesell-
schaft vom 21. Juli 2016 hat den Vorstand ermächtigt, bis zum  
20. Juli 2021 eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des Grund-
kapitals zu erwerben.  Von dieser Ermächtigung hat der Vorstand 
der Gesellschaft keinen Gebrauch gemacht. Die bestehende  
Ermächtigung läuft am 20. Juli 2021 ab. 

 Um der Gesellschaft weiterhin vollen Handlungsspielraum zu be-
wahren, soll der Gesellschaft unter Aufhebung der bestehenden 
Ermächtigung deshalb eine neue Ermächtigung erteilt werden.

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu 
fassen:
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 a)  Aufhebung der bestehenden Ermächtigung

  Die derzeit bestehende, durch die Hauptversammlung 
der Gesellschaft vom 21. Juli 2016 erteilte und bis zum  
20. Juli 2021 befristete Ermächtigung zum Erwerb eigener 
Aktien wird zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der neuen 
unter nachstehenden lit. b) bis einschließlich lit. e) dieses 
Tagesordnungspunkts 8 vorgeschlagenen Ermächtigung 
aufgehoben.

 b)  Schaffung einer neuen Ermächtigung

  Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum Ablauf des  
22. Juni 2026 unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrund-
satzes (§ 53a AktG) eigene Aktien der Gesellschaft bis zu 
insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der 
Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals 
der Gesellschaft zu erwerben. Die aufgrund dieser Ermäch-
tigung erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen 
eigenen Aktien der Gesellschaft, welche die Gesellschaft 
erworben hat und noch besitzt oder ihr nach den §§ 71a ff. 
AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 10 % des je-
weiligen Grundkapitals der Gesellschaft übersteigen.

  Die Ermächtigung kann einmalig oder mehrmals, ganz oder 
in Teilbeträgen, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke 
durch die Gesellschaft, aber auch durch abhängige oder im 
Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen 
oder von Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder von 
ihr abhängiger oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft  
stehender Unternehmen ausgeübt werden.

  Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in  
eigenen Aktien ausgenutzt werden.

 c)  Art und Weise des Erwerbs eigener Aktien

  Der Erwerb der eigenen Aktien erfolgt nach Wahl des Vor-
stands aa) über die Börse oder bb) mittels eines an alle 
Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufan-
gebots bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung an die 
Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten (der Erwerb 
gemäß bb) im Folgenden auch „Öffentliches Erwerbsan-
gebot“).

  aa) Erwerb der Aktien über die Börse

   Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die Börse, 
darf der von der Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je Aktie 
(ohne Erwerbsnebenkosten) den an der Börse München 
im Freiverkehr während der letzten fünf (5) Börsenhan-
delstage vor dem Erwerb der Aktien ermittelten durch-
schnittlichen Schlusskurs nicht um mehr als 10 % über- 
bzw. unterschreiten.
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  bb) Erwerb der Aktien mittels eines Öffentlichen Erwerbsan-
gebots

   Bei einem Erwerb im Weg eines Öffentlichen Erwerb-
sangebots kann die Gesellschaft einen festen Erwerb-
spreis oder eine Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Er-
werbsnebenkosten) festlegen, innerhalb der sie bereit 
ist, Aktien zu erwerben. In dem Öffentlichen Erwerbsan-
gebot kann die Gesellschaft eine Frist für die Annahme 
oder Abgabe des Angebots und die Möglichkeit und die 
Bedingungen für eine Anpassung der Kaufpreisspanne 
während der Frist im Fall nicht nur unerheblicher Kurs-
veränderungen festlegen. Der Kaufpreis wird im Fall  
einer Kaufpreisspanne anhand der in den Annahme- 
bzw. Angebotserklärungen der Aktionäre genannten 
Verkaufspreise und des nach Beendigung der Ange-
botsfrist von dem Vorstand festgelegten Erwerbsvolu-
mens ermittelt.

   (i) Bei einem öffentlichen Kaufangebot der Gesell-
schaft darf der angebotene Kaufpreis oder die Kauf-
preisspanne den an der Börse München im Freiver-
kehr ermittelten durchschnittlichen Schlusskurs an 
den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem 
Tag der öffentlichen Ankündigung des Angebots um 
nicht mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten. Im 
Fall einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch 
die Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsen-
handelstage vor der öffentlichen Ankündigung der 
Anpassung abgestellt.

   (ii) Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur Abga-
be von Verkaufsangeboten darf der auf der Basis 
der abgegebenen Angebote ermittelte Kaufpreis 
(ohne Erwerbsnebenkosten) je Aktie der Gesell-
schaft den an der Börse München im Freiverkehr 
ermittelten durchschnittlichen Schlusskurs an den 
letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem Tag 
der Veröffentlichung der Aufforderung zur Abgabe 
von Verkaufsangeboten um nicht mehr als 10 % 
über- bzw. unterschreiten. Im Fall einer Anpassung 
der Kaufpreisspanne durch die Gesellschaft wird 
auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der  
öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt.

Das Volumen des Kaufangebots oder der Verkaufsauf-
forderung kann begrenzt werden. Sofern die von den 
Aktionären zum Erwerb angebotenen Aktien den Ge-
samtbetrag des Kaufangebots oder der Verkaufsauf-
forderung der Gesellschaft überschreiten, erfolgt die 
Berücksichtigung oder die Annahme im Verhältnis 
des Gesamtbetrags des Kaufangebots bzw. der Ver-
kaufsaufforderung zu den insgesamt von den Aktio-
nären angebotenen Aktien. Es kann aber vorgesehen 
werden, dass geringe Stückzahlen bis zu einhundert 
(100) angebotenen Aktien je Aktionär bevorrechtigt er-
worben werden. Das Öffentliche Erwerbsangebot kann 
weitere Bedingungen vorsehen.
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 d)  Ermächtigung des Vorstands zur Veräußerung und sons- 
tigen Verwendung der eigenen Aktien

  Der Vorstand wird ermächtigt, die von der Gesellschaft auf-
grund der vorstehenden und früher erteilter Ermächtigungen 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbenen eigenen Aktien 
neben einer Veräußerung über die Börse oder mittels eines 
Angebots an alle Aktionäre zu jedem zulässigen Zweck, ins-
besondere auch in folgender Weise zu verwenden:

  aa) Sie können eingezogen werden und das Grundkapital 
der Gesellschaft um den auf die eingezogenen Aktien 
entfallenden Teil des Grundkapitals herabgesetzt wer-
den, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung 
eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. 
Der Vorstand kann die Aktien auch im vereinfachten 
Verfahren ohne Herabsetzung des Grundkapitals ein-
ziehen, so dass sich durch die Einziehung der Anteil 
der übrigen Aktien am Grundkapital erhöht. Erfolgt die 
Einziehung der Aktien im vereinfachten Verfahren ohne 
Herabsetzung des Grundkapitals, ist der Vorstand zur 
Anpassung der Aktienzahl in der Satzung ermächtigt.

  bb) Sie können zur Durchführung einer Aktiendividende, in 
deren Rahmen Aktien der Gesellschaft (auch teilweise 
und/oder wahlweise) gegen Einlage von Dividenden-
ansprüchen der Aktionäre ausgegeben werden (Aktien-
dividende), verwendet werden.

  cc) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu 
der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unter-
nehmen im Sinne des § 15 AktG stehen oder standen, 
sowie Organmitgliedern der Gesellschaft bzw. von mit 
der Gesellschaft verbundenen Unternehmen oder sons- 
tigen Inhabern von Erwerbsrechten insbesondere aus 
ausgegebenen Optionen zum Erwerb angeboten und 
übertragen werden. Soweit Mitglieder des Vorstands der 
Gesellschaft betroffen sind, gilt diese Ermächtigung für 
den Aufsichtsrat, der auch die jeweiligen Einzelheiten 
festlegt (siehe nachstehend lit. e)).

  dd) Sie können Dritten gegen Sachleistungen, insbesonde-
re im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 
oder beim Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen, als Gegenleistung 
für von mit der Gesellschaft nicht verbundenen Dritten 
(insbesondere Dienstleistern) erbrachte Leistungen 
sowie zum (auch mittelbaren) Erwerb von Vermögens-
gegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 
Vermögensgegenständen, einschließlich Forderungen 
gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaf-
ten, angeboten und auf diese übertragen werden. Die 
vorbezeichneten Aktien können darüber hinaus auch 
zur Beendigung bzw. vergleichsweisen Erledigung von 
gesellschaftsrechtlichen Spruchverfahren bei verbun-
denen Unternehmen der Gesellschaft verwendet wer-
den.
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  ee) Sie können gegen Barzahlung an Dritte veräußert wer-
den, wenn der Preis, zu dem die Aktien der Gesellschaft 
veräußert werden, den Börsenpreis (einschließlich der 
Notierung im Freiverkehr) einer Aktie der Gesellschaft 
zum Veräußerungszeitpunkt nicht wesentlich unter-
schreitet (§§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG). Der auf die Anzahl der aufgrund dieser Ermäch-
tigung veräußerten Aktien entfallende anteilige Betrag 
des Grundkapitals darf 10 % nicht übersteigen, und 
zwar weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung noch 
– falls dieser Wert des Grundkapitals geringer ist – zum 
Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese  
Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die in direkter 
oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3  
Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
bis zu diesem Zeitpunkt ausgegeben oder veräußert wur-
den. Ferner anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung 
von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder 
Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
ausgegeben wurden oder ausgegeben werden können, 
sofern die zugrunde liegenden Schuldverschreibungen 
künftig während der Laufzeit dieser Ermächtigung un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186  
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden.

  ff) Sie können zur Bedienung von Erwerbspflichten oder 
Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft aus und im 
Zusammenhang mit von der Gesellschaft oder einer ihrer 
Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandelschuld-
verschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Ge-
nussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 
(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder  
Optionspflichten verwendet werden.

 e)  Ermächtigung des Aufsichtsrats zur Verwendung der  
erworbenen eigenen Aktien

  Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die von der Gesellschaft 
aufgrund der vorstehenden und früher erteilter Ermächti-
gungen gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbenen eigenen 
Aktien zur Ausgabe an Mitglieder des Vorstands der Ge-
sellschaft nach Maßgabe der unter vorstehendem lit. d) cc)  
enthaltenen Bestimmungen zu verwenden.

 f)  Sonstige Regelungen

  Die vorstehend unter lit. d) und lit. e) aufgeführten Ermäch-
tigungen zur Verwendung eigener Aktien können ganz oder 
bezogen auf Teilvolumina der erworbenen eigenen Aktien 
einmal oder mehrmals, einzeln oder zusammen, ausge-
nutzt werden. Die Ermächtigungen unter vorstehendem  
lit. d) können auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz 
der Gesellschaft stehende Unternehmen oder von Dritten für 
Rechnung der Gesellschaft oder von ihr abhängiger oder im 
Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehender Unternehmen 
ausgeübt werden.
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  Das Bezugsrecht der Aktionäre ist in den vorstehend unter 
lit. d) bb) bis einschließlich ff) und lit. e) genannten Fällen 
ausgeschlossen oder soweit dies, für den Fall der Veräuße-
rung eigener Aktien an alle Aktionäre, erforderlich ist, um 
Spitzenbeträge auszuschließen. Durch die Ausnutzung der 
vorstehend unter lit. d) cc) und lit. e) enthaltenen Ermäch-
tigungen darf ein anteiliger Betrag in Höhe von 10 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschritten werden, 
und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung der 
Hauptversammlung über die vorstehenden Ermächtigungen, 
noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigungen. 
Auf diese 10 %-Grenze sind diejenigen Aktien anzurechnen, 
die aus genehmigtem Kapital oder aus bedingtem Kapital an 
Mitglieder des Vorstands und Arbeitnehmer der Gesellschaft 
sowie an Mitglieder der Geschäftsführungen und Arbeitneh-
mer von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen im 
Sinne des § 15 AktG während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigungen aus Beteiligungsprogrammen ausgegeben oder 
veräußert wurden.

9. Beschlussfassung über eine Änderung der Vergütung der 
Mitglieder des Aufsichtsrats und die entsprechende Neu- 
fassung von § 13 der Satzung

 Die derzeit geltende Vergütung des Aufsichtsrats der GIEAG 
Immobilien AG wird durch § 13 der Satzung der Gesellschaft 
bestimmt. Zuletzt wurde § 13 der Satzung der Gesellschaft 
mit Beschluss der Hauptversammlung vom 21. Juli 2016 mit  
Wirkung für das am 1. Januar 2016 beginnende Geschäfts-
jahr neu gefasst. Die Höhe der Vergütung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats soll gegenüber der bisherigen Regelung ange-
passt werden. Die neue Regelung soll mit ihrer Wirksamkeit 
die derzeitigen Regelungen zur Vergütung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats ersetzen und mit Wirkung ab dem 1. Januar 2021 
Anwendung finden. § 13 Abs. 1 der Satzung sieht derzeit vor, 
dass die Mitglieder des Aufsichtsrats für jedes volle Geschäfts-
jahr ihrer Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung, 
die für das einzelne Mitglied EUR 10.000,00, für den stellvertre-
tenden Vorsitzenden EUR 12.500,00 und für den Vorsitzenden  
EUR 15.000,00 beträgt. § 13 Abs. 3 der Satzung sieht derzeit 
eine variable Vergütungskomponente in Höhe von je EUR 2,50 
pro EUR 1.000,00 ausgeschütteter Dividende an die Aktionäre 
vor. Die feste Vergütung soll künftig dahingehend erhöht werden, 
dass die Vergütung für das einzelne Mitglied EUR 12.500,00,  
für den stellvertretenden Vorsitzenden EUR 15.000,00 und für 
den Vorsitzenden EUR 20.000,00 beträgt. Die variable Vergü-
tungskomponente soll künftig dahingehend erhöht werden, dass 
jedes Mitglied des Aufsichtsrats EUR 3,50 pro EUR 1.000,00 
ausgeschütteter Dividende an die Aktionäre erhält. Damit soll 
den gestiegenen Anforderungen an die Tätigkeit des Aufsichts-
rats Rechnung getragen und die Gesellschaft in die Lage ver-
setzt werden, durch eine angemessene Vergütung qualifizierte 
Mitglieder für den Aufsichtsrat zu halten und zu gewinnen. 
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 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu 
fassen:

 a)  § 13 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„§ 13
Vergütung des Aufsichtsrats

  (1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes 
volle Geschäftsjahr ihrer Zugehörigkeit zum Aufsichts-
rat eine feste Vergütung, die für das einzelne Mitglied 
EUR 12.500,00, für den stellvertretenden Vorsitzenden 
des Aufsichtsrats EUR 15.000,00 und für den Vorsitzen-
den des Aufsichtsrats EUR 20.000,00 beträgt.

  (2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten darüber hinaus 
für die Teilnahme an einer Sitzung als Präsenzsitzung 
ein Sitzungsgeld in Höhe von jeweils EUR 1.000,00, für 
die Teilnahme an einer Video- oder Telefonkonferenz  
sowie für Beschlussfassungen außerhalb von Sitzungen 
ein Sitzungsgeld in Höhe von jeweils EUR 500,00.

  (3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält ferner eine variable 
Vergütungskomponente in Höhe von je EUR 3,50 pro 
EUR 1.000,00 ausgeschütteter Dividende an die Aktio-
näre.

  (4) Die Gesellschaft erstattet den Mitgliedern des Aufsichts-
rats darüber hinaus ihre im Zusammenhang mit der Auf-
sichtsratstätigkeit anfallenden Auslagen sowie eine auf 
die Vergütung entfallende Umsatzsteuer.

  (5) Mitglieder des Aufsichtsrats, die nur während eines Teils 
des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat angehört haben, 
erhalten eine zeitanteilige Vergütung.

  (6) Die Vergütung nach Absatz 3 ist fällig am Tag nach der 
Hauptversammlung, die über die Ausschüttung einer 
Dividende für das betreffende Geschäftsjahr beschließt, 
im Übrigen am Ende des jeweiligen Geschäftsjahres.

  (7) Die Gesellschaft ist ermächtigt, für die Mitglieder des 
Aufsichtsrats eine Vermögensschaden-Haftpflichtversi-
cherung (sog. D&O-Versicherung) zu marktkonformen 
und angemessenen Bedingungen abzuschließen, wo-
bei die Versicherungsprämie von der Gesellschaft über-
nommen wird.“

 b)  Die unter vorstehendem lit. a) dieses Tagesordnungs-
punkts 9 genannte Satzungsänderung zur Vergütung der 
Mitglieder des Aufsichtsrats ersetzt mit ihrer Wirksamkeit die 
derzeitigen Regelungen zur Vergütung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats und findet mit Wirkung ab dem 1. Januar 2021 
Anwendung. 
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BERICHTE AN DIE HAUPTVERSAMMLUNG

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6 (Beschluss-
fassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2016, 
die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2021 mit der 
Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie über die 
entsprechende Satzungsänderung

Zu Tagesordnungspunkt 6 der Hauptversammlung am 23. Juni 2021 
schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, das Genehmigte Kapital 
2016 aufschiebend bedingt auf die Eintragung des neuen Geneh- 
migten Kapitals 2021 aufzuheben und ein neues genehmigtes  
Kapital (Genehmigtes Kapital 2021) zu schaffen. Gemäß § 203  
Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet 
der Vorstand zu Tagesordnungspunkt 6 der Hauptversammlung über 
die Gründe für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts  
der Aktionäre bei Ausgabe der neuen Aktien diesen Bericht.

Damit die Gesellschaft auch zukünftig flexibel ist, um bei Bedarf ihre 
Eigenmittel gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu stärken, soll das 
noch bestehende Genehmigte Kapital 2016 aufgehoben und durch 
ein neues genehmigtes Kapital ersetzt sowie die Satzung entspre-
chend angepasst werden. Das Volumen des neuen Genehmigten 
Kapitals 2021 beträgt 50 % des derzeitigen Grundkapitals der Ge-
sellschaft.

Das unter Punkt 6 lit. b) der Tagesordnung der Hauptversammlung 
am 23. Juni 2021 vorgeschlagene neue genehmigte Kapital soll den 
Vorstand ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grund-
kapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 22. Juni 2026 um bis zu 
EUR 2.100.000,00 einmalig oder mehrmals durch Ausgabe von bis 
zu 2.100.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2021).
Das Genehmigte Kapital 2021 soll der Gesellschaft ermöglichen, 
auch weiterhin kurzfristig das erforderliche Kapital an den Kapital-
märkten durch die Ausgabe neuer Aktien aufzunehmen und flexi-
bel ein günstiges Marktumfeld zur Deckung eines künftigen Finan-
zierungsbedarfs schnell zu nutzen. Da Entscheidungen über die 
Deckung eines künftigen Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu 
treffen sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom 
Rhythmus der jährlichen Hauptversammlungen oder von der langen 
Einberufungsfrist einer außerordentlichen Hauptversammlung ab-
hängig ist. Diesen Umständen hat der Gesetzgeber mit dem Instru-
ment des „genehmigten Kapitals“ Rechnung getragen.

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 zur Ausgabe 
von Aktien gegen Bareinlagen haben die Aktionäre grundsätzlich ein 
Bezugsrecht (§ 203 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 186 Abs. 1 
AktG), wobei auch ein mittelbares Bezugsrecht im Sinne des § 186 
Abs. 5 AktG genügt. Die Ausgabe von Aktien unter Einräumung eines 
solchen mittelbaren Bezugsrechts ist bereits nach dem Gesetz nicht 
als Bezugsrechtsausschluss anzusehen. Den Aktionären werden 
letztlich die gleichen Bezugsrechte gewährt wie bei einem direkten 
Bezug. Aus abwicklungstechnischen Gründen werden lediglich ein 
oder mehrere Kreditinstitute an der Abwicklung beteiligt.

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats in bestimmten Fällen das Bezugsrecht ausschließen zu 
können.
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a) Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht für Spitzenbeträge ausschließen können. Dieser Bezugs-
rechtsausschluss zielt darauf, die Abwicklung einer Emission mit 
grundsätzlichem Bezugsrecht der Aktionäre zu erleichtern, weil 
dadurch ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis darge-
stellt werden kann. Der Wert der Spitzenbeträge ist je Aktionär in 
der Regel gering, deshalb ist der mögliche Verwässerungseffekt 
ebenfalls als gering anzusehen. Demgegenüber ist der Aufwand 
für die Emission ohne einen solchen Ausschluss deutlich höher. 
Der Ausschluss dient daher der Praktikabilität und der leichteren 
Durchführung einer Emission. Die als freie Spitzen vom Bezugs-
recht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden ent-
weder durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise best-
möglich für die Gesellschaft verwertet. Vorstand und Aufsichtsrat 
halten den möglichen Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen 
Gründen für sachlich gerechtfertigt und unter Abwägung mit den 
Interessen der Aktionäre auch für angemessen.

b) Das Bezugsrecht kann ferner bei Barkapitalerhöhungen ausge-
schlossen werden, wenn die Aktien zu einem Betrag ausgege-
ben werden, der den Börsenkurs (einschließlich der Notierung 
im Freiverkehr) nicht wesentlich unterschreitet und eine solche 
Kapitalerhöhung 10 % des Grundkapitals nicht überschreitet (er-
leichterter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG). Die Ermächtigung versetzt die Gesellschaft in die Lage, 
schnell und flexibel auf sich bietende günstige Kapitalmarkt- 
situationen zu reagieren und die neuen Aktien auch sehr kurzfris- 
tig, d. h. ohne das Erfordernis eines mindestens zwei Wochen 
dauernden Bezugsangebots, platzieren zu können. Der Aus-
schluss des Bezugsrechts ermöglicht ein sehr schnelles Agieren 
und eine Platzierung nahe am Börsenkurs, d. h. ohne den bei Be-
zugsemissionen üblichen Abschlag. Dadurch wird die Grundla-
ge geschaffen, einen möglichst hohen Veräußerungsbetrag und 
eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Die 
Ermächtigung zu dem erleichterten Bezugsrechtsauschluss fin-
det ihre sachliche Rechtfertigung nicht zuletzt in dem Umstand, 
dass häufig ein höherer Mittelzufluss generiert werden kann.

 Eine solche Kapitalerhöhung darf 10 % des Grundkapitals, das 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung und 
auch zum Zeitpunkt ihrer Ausübung besteht, nicht übersteigen. 
Der Beschlussvorschlag sieht zudem eine Anrechnungsklausel 
vor. Auf die maximal 10 % des Grundkapitals, die dieser Be-
zugsrechtsausschluss betrifft, sind Aktien anzurechnen, die zur  
Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder  
Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- oder Optionspflichten ge-
mäß § 221 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4  
AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden oder auszuge-
ben sind, sofern diese Schuldverschreibungen in entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegeben wurden. Ferner ist die Veräußerung eigener Aktien an-
zurechnen, sofern sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
aufgrund einer Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 
Halbsatz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter 
Ausschluss des Bezugsrechts erfolgt. Anzurechnen sind im Üb-
rigen auch Aktien, die während der Laufzeit des Genehmigten  
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Kapitals 2021 aus anderem genehmigtem Kapital gemäß § 203 
Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG oder auf 
der Grundlage sonstiger Kapitalmaßnahmen in entsprechender 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden.

Der erleichterte Bezugsrechtsausschluss setzt zwingend voraus,  
dass der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenkurs nicht 
wesentlich unterschreitet. Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen 
Börsenkurs oder einem volumengewichteten Börsenkurs wäh-
rend einer angemessenen Anzahl von Börsentagen vor der 
endgültigen Festsetzung des Ausgabebetrags wird, vorbehalt-
lich besonderer Umstände des Einzelfalls, voraussichtlich nicht 
über ca. 5 % des entsprechenden Börsenkurses liegen. Damit 
wird auch dem Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer 
wertmäßigen Verwässerung ihrer Beteiligung Rechnung getra-
gen. Durch diese Festlegung des Ausgabepreises nahe am Bör-
senkurs wird sichergestellt, dass der Wert, den ein Bezugsrecht 
für die neuen Aktien hätte, praktisch sehr gering ist. Die Aktio-
näre haben die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung durch einen  
Zukauf über die Börse aufrechtzuerhalten.

c) Das Bezugsrecht kann zudem bei Kapitalerhöhungen gegen 
Sacheinlagen ausgeschlossen werden. Die Gesellschaft soll 
auch weiterhin insbesondere Unternehmen, Unternehmensteile, 
Beteiligungen oder sonstige Vermögensgegenstände erwerben 
können oder auf Angebote zu Akquisitionen bzw. Zusammen-
schlüssen reagieren können, um ihre weitere Expansion voran-
zutreiben sowie die Ertragskraft und den Unternehmenswert zu 
steigern. Weiterhin soll der Ausschluss des Bezugsrechts dazu 
dienen, Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder 
Optionspflichten aus Schuldverschreibungen, die gegen Sach-
einlagen ausgegeben werden, zu bedienen.

Die Praxis zeigt, dass die Anteilseigner attraktiver Akquisitions-
objekte zum Teil ein starkes Interesse haben – z. B. zur Wahrung 
eines gewissen Einflusses auf den Gegenstand der Sachein- 
lage – Stückaktien der Gesellschaft als Gegenleistung zu erwer-
ben. Für die Möglichkeit, die Gegenleistung nicht ausschließlich 
in Barleistungen, sondern auch in Aktien oder nur in Aktien zu 
erbringen, spricht unter dem Gesichtspunkt einer optimalen  
Finanzstruktur zudem, dass in dem Umfang, in dem neue  
Aktien als Akquisitionswährung verwendet werden können, die 
Liquidität der Gesellschaft geschont, eine Fremdkapitalaufnah-
me vermieden wird und der bzw. die Verkäufer an zukünftigen 
Kurschancen beteiligt werden. Das führt zu einer Verbesserung 
der Wettbewerbsposition der Gesellschaft bei Akquisitionen.

Die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft als Akquisitionswährung 
einzusetzen, gibt der Gesellschaft damit den notwendigen Hand-
lungsspielraum, solche Akquisitionsgelegenheiten schnell und 
flexibel zu ergreifen, und versetzt sie in die Lage, selbst größere 
Einheiten gegen Überlassung von Aktien zu erwerben. Auch bei 
Wirtschaftsgütern sollte es möglich sein, sie unter Umständen 
gegen Aktien zu erwerben. Für beides muss das Bezugsrecht 
der Aktionäre ausgeschlossen werden können. Weil solche  
Akquisitionen häufig kurzfristig erfolgen müssen, ist es wichtig, 
dass sie in der Regel nicht von der nur einmal jährlich stattfin-
denden Hauptversammlung beschlossen werden. Es bedarf 
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eines genehmigten Kapitals, auf das der Vorstand mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats schnell zugreifen kann.

Entsprechendes gilt für die Bedienung von Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten aus 
Schuldverschreibungen, die ebenfalls zum Zweck des Erwerbs 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen auf der 
Grundlage der Ermächtigung unter Tagesordnungspunkt 7 der 
Hauptversammlung vom 23. Juni 2021 unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden. Die Ausgabe 
der neuen Aktien erfolgt dabei gegen Sacheinlagen, entweder 
in Form der einzubringenden Schuldverschreibung oder in Form 
der auf die Schuldverschreibung geleisteten Sacheinlage. Dies 
führt zu einer Erhöhung der Flexibilität der Gesellschaft bei der 
Bedienung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- 
oder Optionspflichten. Das Angebot von Schuldverschreibungen 
anstelle oder neben der Gewährung von Aktien oder von Bar-
leistungen kann eine attraktive Alternative darstellen, die auf-
grund ihrer zusätzlichen Flexibilität die Wettbewerbschancen der 
Gesellschaft bei Akquisitionen erhöht. Die Aktionäre sind durch 
das ihnen bei Begebung von Schuldverschreibungen mit Wand- 
lungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflich-
ten zustehende Bezugsrecht geschützt.

Die Fälle, in denen das Bezugsrecht für Schuldverschreibungen 
mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder  
Optionspflichten ausgeschlossen werden kann, werden im Be-
richt des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7 erläutert. Wenn 
sich Möglichkeiten zum Zusammenschluss mit anderen Unter-
nehmen oder zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmens-
teilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen zeigen, wird der Vorstand in jedem 
Fall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapital- 
erhöhung durch Gewährung neuer Aktien Gebrauch machen 
soll. Dies umfasst insbesondere auch die Prüfung der Bewer-
tungsrelation zwischen der Gesellschaft und der erworbenen 
Unternehmensbeteiligung oder den sonstigen Vermögensge-
genständen und die Festlegung des Ausgabepreises der neuen 
Aktien und der weiteren Bedingungen der Aktienausgabe. Der 
Vorstand wird das genehmigte Kapital nur dann nutzen, wenn er 
der Überzeugung ist, dass der Zusammenschluss bzw. Erwerb 
des Unternehmens oder des Unternehmensanteils oder der Be-
teiligungserwerb gegen Gewährung von neuen Aktien im wohl-
verstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 
liegt. Der Aufsichtsrat wird seine erforderliche Zustimmung nur 
erteilen, wenn er ebenfalls zu dieser Überzeugung gelangt ist.

d) Zudem soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht ausschließen können, soweit es erforderlich 
ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandelschuldver-
schreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 
und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 
dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam „Schuldver-
schreibungen“) ein Bezugsrecht auf neue Aktien zu geben. 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten sehen in ihren Ausga-
bebedingungen regelmäßig einen Verwässerungsschutz vor, 
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der den Inhabern bzw. Gläubigern bei nachfolgenden Aktien- 
emissionen und bestimmten anderen Maßnahmen ein Bezugs-
recht auf neue Aktien gewährt. Sie werden damit so gestellt, 
als seien sie bereits Aktionäre. Um die Schuldverschreibungen 
mit einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu können, 
muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf diese Aktien ausge-
schlossen werden. Das dient der leichteren Platzierung der 
Schuldverschreibungen und damit den Interessen der Aktionäre 
an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft. Zudem hat 
der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber bzw. 
Gläubiger von Schuldverschreibungen den Vorteil, dass im Fall 
einer Ausnutzung der Ermächtigung der Options- oder Wand-
lungspreis für die Inhaber bzw. Gläubiger bereits bestehender 
Schuldverschreibungen nicht nach den jeweiligen Bedingungen 
der Schuldverschreibungen ermäßigt zu werden braucht. Dies 
ermöglicht einen höheren Zufluss an Mitteln und liegt daher im 
Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.

e) Schließlich kann das Bezugsrecht zur Durchführung einer Aktien- 
dividende ausgeschlossen werden, in deren Rahmen Aktien der 
Gesellschaft (auch teilweise und/oder wahlweise) gegen Einlage 
von Dividendenansprüchen der Aktionäre ausgegeben werden.

 Dadurch soll es der Gesellschaft ermöglicht werden, eine Aktien- 
dividende zu optimalen Bedingungen auszuschütten. Bei einer 
Aktiendividende wird den Aktionären angeboten, ihren mit dem 
Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung ent-
standenen Anspruch auf Auszahlung der Dividende ganz oder 
teilweise als Sacheinlage in die Gesellschaft einzulegen, um im 
Gegenzug neue Aktien der Gesellschaft zu beziehen. Die Aus-
schüttung einer Aktiendividende kann als Bezugsrechtsemission  
insbesondere unter Beachtung der Bestimmungen in § 186  
Abs. 1 AktG (Mindestbezugsfrist von zwei Wochen) und § 186 
Abs. 2 AktG (Bekanntgabe des Ausgabebetrags spätestens drei 
Tage vor Ablauf der Bezugsfrist) erfolgen. Im Einzelfall kann 
es je nach Kapitalmarktsituation indes vorzugswürdig sein, die 
Ausschüttung einer Aktiendividende so auszugestalten, dass 
der Vorstand zwar allen Aktionären, die dividendenberechtigt 
sind, unter Wahrung des allgemeinen Gleichbehandlungsgrund-
satzes (§ 53a AktG) neue Aktien zum Bezug gegen Einlage ihres  
Dividendenanspruchs anbietet und damit wirtschaftlich den  
Aktionären ein Bezugsrecht gewährt, jedoch das Bezugsrecht 
der Aktionäre auf neue Aktien rechtlich insgesamt ausschließt.

 Ein solcher Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die Aus-
schüttung der Aktiendividende ohne die vorgenannten Beschrän-
kungen des § 186 Abs. 1 und 2 AktG und damit zu flexibleren  
Bedingungen. Angesichts des Umstands, dass allen Aktio-
nären die neuen Aktien angeboten werden und überschießende  
Dividendenbeträge durch Barzahlung der Dividende abgegolten 
werden, erscheint ein Bezugsrechtsausschluss in einem solchen 
Fall als gerechtfertigt und angemessen.

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 
bestehen derzeit nicht. Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig  
prüfen, ob die Ausnutzung der Ermächtigung im Interesse der Gesell-
schaft und ihrer Aktionäre ist.
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Sofern der Vorstand während eines Geschäftsjahrs eine der vor- 
stehenden Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss im Rahmen 
einer Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2021 ausnutzt, 
wird er in der folgenden Hauptversammlung hierüber berichten.

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7 (Beschluss- 
fassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur 
Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
mit möglichem Ausschluss des Bezugsrechts und Erteilung 
einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldver-
schreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 
und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 
dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des 
Bezugsrechts, über die Aufhebung des bestehenden Bedingten 
Kapitals 2016, die Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2021 
sowie über die entsprechende Satzungsänderung)

Unter Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung am 23. Juni 2021  
schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, die bestehende Ermächti-
gung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen mit möglichem Ausschluss des Bezugsrechts und das 
bestehende Bedingte Kapital 2016 aufzuheben sowie eine neue 
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, 
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinn-
schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 
(nachstehend zusammen „Schuldverschreibungen“) mit der Mög-
lichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre sowie das 
entsprechende Bedingte Kapital 2021 zu schaffen. Gemäß § 221 
Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet der 
Vorstand zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung über die 
Gründe für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre bei Ausgabe der Schuldverschreibungen diesen Bericht:

Durch Beschluss der ordentlichen Hauptversammlung vom  
21. Juli 2016 wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 20. Juli 2021 einmalig oder mehrmalig auf den 
Inhaber oder Namen lautende Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 15.000.000,00 
mit einer Laufzeit von längstens 20 Jahren zu begeben und den  
Inhabern der Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Options-
rechte auf neue Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag 
des Grundkapitals von bis zu insgesamt EUR 1.800.000,00 nach nä-
herer Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen zu ge-
währen. Zur Bedienung der Schuldverschreibungen 2016 wurde ein  
Bedingtes Kapital 2016 in Höhe von EUR 1.800.000,00 geschaffen 
(§ 3 Abs. 4 der Satzung). Von dieser Ermächtigung hat der Vor-
stand der Gesellschaft keinen Gebrauch gemacht. Diese durch die 
Hauptversammlung vom 21. Juli 2016 erteilte Ermächtigung läuft am 
20. Juli 2021 aus.

Vorstand und Aufsichtsrat halten es unter anderem zur Erhöhung 
der Flexibilität für zweckmäßig, eine solche Ermächtigung sowie ein 
neues bedingtes Kapital zu beschließen.

Um das Spektrum der möglichen Kapitalmarktinstrumente, die 
Wandlungs- oder Optionsrechte verbriefen, entsprechend nutzen 
zu können, erscheint es sachgerecht, das zulässige Emissionsvolu-
men in der Ermächtigung auf EUR 47.000.000,00 festzulegen. Das  
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bedingte Kapital, das der Erfüllung der Wandlungs- oder  
Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten dient, soll 
EUR 1.800.000,00 betragen. Damit wird sichergestellt, dass dieser 
Ermächtigungsrahmen voll ausgenutzt werden kann. Die Anzahl der 
Aktien, die zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten, 
Wandlungs- oder Optionspflichten oder zur Gewährung von Aktien 
anstelle des fälligen Geldbetrags aus einer Schuldverschreibung mit 
einem bestimmten Emissionsvolumen notwendig ist, hängt in der 
Regel vom Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft im Zeitpunkt der 
Emission der Schuldverschreibung ab. Wenn Emissionsvolumen in 
ausreichendem Umfang zur Verfügung steht, ist die Möglichkeit zur 
vollständigen Ausnutzung des Ermächtigungsrahmens für die Bege-
bung von Schuldverschreibungen gesichert.

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grund-
lage für die Entwicklung des Unternehmens. Durch die Ausgabe von 
Wandel- und Optionsschuldverschreibungen kann die Gesellschaft 
je nach Marktlage attraktive Finanzierungsmöglichkeiten nutzen, um 
dem Unternehmen Kapital mit niedriger laufender Verzinsung zu- 
fließen zu lassen. Durch die Ausgabe von Genussrechten mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten kann die Verzinsung z. B. auch an die 
laufende Dividende der Gesellschaft angelehnt werden. Die erzielten 
Wandlungs- und Optionsprämien kommen der Gesellschaft bei der 
Ausgabe zugute. Die Praxis zeigt, dass einige Finanzierungsinstru-
mente auch erst durch die Gewährung von Options- oder Wandlungs-
rechten platzierbar werden.

Den Aktionären ist bei der Begebung von Schuldverschreibungen 
grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen ein-
zuräumen (§ 221 Abs. 4 in Verbindung mit § 186 Abs. 1 AktG). Der 
Vorstand kann von der Möglichkeit Gebrauch machen, Schuldver-
schreibungen an ein oder mehrere Kreditinstitut(e) oder gemäß § 53 
Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über 
das Kreditwesen tätige Unternehmen mit der Verpflichtung auszuge-
ben, den Aktionären die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem 
Bezugsrecht anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht gemäß § 186 
Abs. 5 AktG). Es handelt sich hierbei nicht um eine Beschränkung 
des Bezugsrechts der Aktionäre. Den Aktionären werden letztlich die 
gleichen Bezugsrechte gewährt wie bei einem direkten Bezug. Aus 
abwicklungstechnischen Gründen werden lediglich ein oder mehrere 
Kreditinstitute an der Abwicklung beteiligt.

a) Der Vorstand soll allerdings mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausschließen können. Die-
ser Bezugsrechtsausschluss zielt darauf, die Abwicklung einer 
Emission mit grundsätzlichem Bezugsrecht der Aktionäre zu 
erleichtern, weil dadurch ein technisch durchführbares Bezugs-
verhältnis dargestellt werden kann. Der Wert der Spitzenbeträ-
ge ist je Aktionär in der Regel gering, deshalb ist der mögliche 
Verwässerungseffekt ebenfalls als gering anzusehen. Demge-
genüber ist der Aufwand für die Emission ohne einen solchen 
Ausschluss deutlich höher. Der Ausschluss dient daher der Prak-
tikabilität und der leichteren Durchführung einer Emission. Der 
Vorstand und der Aufsichtsrat halten den möglichen Ausschluss 
des Bezugsrechts aus diesen Gründen für sachlich gerechtfertigt 
und unter Abwägung mit den Interessen der Aktionäre auch für 
angemessen.
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b) Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt sein, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 
um den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen 
ein Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach 
Ausübung ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfül-
lung ihrer Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. Dies bie-
tet die Möglichkeit, anstelle einer Ermäßigung des Options- bzw. 
Wandlungspreises den Inhabern von zu diesem Zeitpunkt be-
reits ausgegebenen oder noch auszugebenden Schuldverschrei-
bungen ein Bezugsrecht als Verwässerungsschutz gewähren zu 
können. Es entspricht dem Marktstandard, Schuldverschrei-
bungen mit einem solchen Verwässerungsschutz auszustatten.

c) Der Vorstand soll weiterhin in entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ermächtigt sein, bei einer Ausgabe 
von Schuldverschreibungen gegen Barleistung dieses Bezugs-
recht mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, wenn 
der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen ihren Marktwert 
nicht wesentlich unterschreitet. Dies kann zweckmäßig sein, 
um günstige Börsensituationen rasch wahrnehmen und eine 
Schuldverschreibung schnell und flexibel zu attraktiven Kondi- 
tionen am Markt platzieren zu können. Da die Aktienmärkte volatil 
sein können, hängt die Erzielung eines möglichst vorteilhaften 
Emissionsergebnisses in verstärktem Maße oft davon ab, ob auf 
Marktentwicklungen kurzfristig reagiert werden kann. Günstige, 
möglichst marktnahe Konditionen können in der Regel nur fest-
gesetzt werden, wenn die Gesellschaft an diese nicht für einen 
zu langen Angebotszeitraum gebunden ist. Bei Bezugsrechts- 
emissionen ist, um die Erfolgschancen der Emission für den ge-
samten Angebotszeitraum sicherzustellen, in der Regel ein nicht 
unerheblicher Sicherheitsabschlag erforderlich. Zwar gestattet  
§ 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und 
damit bei Options- und Wandelanleihen der Konditionen dieser 
Anleihe) bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der 
Volatilität der Aktienmärkte besteht aber auch dann ein Markt- 
risiko über mehrere Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen 
bei der Festlegung der Anleihekonditionen führt. Auch ist bei 
der Gewährung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit 
der Ausübung (Bezugsverhalten) eine alternative Platzierung 
bei Dritten erschwert bzw. mit zusätzlichem Aufwand verbunden. 
Schließlich kann bei Einräumung eines Bezugsrechts die Gesell-
schaft wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf eine 
Veränderung der Marktverhältnisse reagieren, was zu einer für 
die Gesellschaft ungünstigeren Kapitalbeschaffung führen kann.

 Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass 
die Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter dem Markt-
wert ausgegeben werden. Der Marktwert ist nach anerkannten 
finanzmathematischen Grundsätzen zu ermitteln. Der Vorstand 
wird bei der Preisfestsetzung unter Berücksichtigung der jewei-
ligen Situation am Kapitalmarkt den Abschlag vom Marktwert so  
gering wie möglich halten. Damit wird der rechnerische Wert 
eines Bezugsrechts so gering sein, dass den Aktionären durch 
den Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaft-
licher Nachteil entstehen kann.

 Eine marktgerechte Konditionenfestsetzung und damit die Ver-
meidung einer nennenswerten Wertverwässerung können auch 
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erfolgen, indem der Vorstand ein sog. Bookbuilding-Verfahren 
durchführt. Bei diesem Verfahren werden die Investoren gebeten, 
auf der Grundlage vorläufiger Anleihebedingungen Kaufanträge 
zu übermitteln und dabei z. B. den für marktgerecht erachteten 
Zinssatz und/oder andere ökonomische Komponenten zu spezi-
fizieren. Nach Abschluss der Bookbuilding-Periode werden auf 
der Grundlage der von Investoren abgegebenen Kaufanträge die 
bis dahin noch offenen Bedingungen, z. B. der Zinssatz, markt-
gerecht gemäß dem Angebot und der Nachfrage festgelegt. Auf 
diese Weise wird der Gesamtwert der Schuldverschreibungen 
marktnah bestimmt. Durch ein solches Bookbuilding-Verfahren 
kann der Vorstand sicherstellen, dass eine nennenswerte Ver-
wässerung des Werts der Aktien durch den Bezugsrechtsaus-
schluss nicht eintritt.

Die Aktionäre haben zudem die Möglichkeit, ihren Anteil am 
Grundkapital der Gesellschaft zu annähernd gleichen Bedin-
gungen durch Erwerb über die Börse aufrechtzuerhalten. Da-
durch werden ihre Vermögensinteressen angemessen gewahrt. 
Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gemäß § 221 
Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gilt nur 
für Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein 
anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr 
als 10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung.

Auf diese Begrenzung sind diejenigen Aktien anzurechnen, die 
in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu 
diesem Zeitpunkt ausgegeben oder veräußert wurden. Hierun-
ter fallen auch die Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder  
Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten ausgegeben wurden oder ausge- 
geben werden können, sofern die zugrunde liegenden Schuld-
verschreibungen künftig während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung bis zu diesem Zeitpunkt unter Bezugsrechtsausschluss 
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 
Diese Anrechnung geschieht im Interesse der Aktionäre an einer 
möglichst geringen Verwässerung ihrer Beteiligung.

d) Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen 
Sacheinlagen erfolgen, sofern dies im Interesse der Gesellschaft 
liegt. In diesem Fall ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschlie-
ßen, sofern der Wert der Sacheinlage in einem angemessenen 
Verhältnis zu dem nach anerkannten finanzmathematischen 
Grundsätzen zu ermittelnden theoretischen Marktwert der 
Schuldverschreibungen steht. Dies eröffnet die Möglichkeit, 
Schuldverschreibungen in geeigneten Einzelfällen auch als  
Akquisitionswährung einsetzen zu können, z. B. im Zusammen-
hang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensbetei-
ligungen oder sonstigen Wirtschaftsgütern. So hat sich in der  
Praxis gezeigt, dass es in Verhandlungen vielfach notwendig ist, 
die Gegenleistung nicht in Geld, sondern auch oder ausschließ-
lich in anderer Form bereitzustellen. Die Möglichkeit, Schuldver-
schreibungen als Gegenleistung anbieten zu können, schafft 
damit einen Vorteil im Wettbewerb um interessante Akquisitions-
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objekte sowie den notwendigen Spielraum, sich bietende Gele-
genheiten zum Erwerb von – selbst größeren – Unternehmen, 
Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen Wirtschaftsgütern 
liquiditätsschonend ausnutzen zu können. Dies kann auch unter 
dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur sinn-
voll sein. Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, 
ob er von der Ermächtigung zur Begebung von Schuldverschrei-
bungen mit Wandel- oder Optionsrechten bzw. Wandel- oder  
Optionspflichten gegen Sacheinlagen mit Bezugsrechtsaus-
schluss Gebrauch machen wird. Er wird dies nur dann tun, wenn 
dies im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt.

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne 
Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Options-
pflichten ausgegeben werden sollen, ist der Vorstand ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder Gewinn-
schuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d. h.  
keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine  
Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Ver-
zinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, 
des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Zudem ist 
erforderlich, dass die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Ge-
nussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt 
der Begebung aktuellen Marktkonditionen für vergleichbare Mittelauf- 
nahmen entsprechen. Wenn die genannten Voraussetzungen er-
füllt sind, resultieren aus dem Ausschluss des Bezugsrechts keine  
Nachteile für die Aktionäre, da die Genussrechte oder die Gewinn-
schuldverschreibungen keine Mitgliedschaftsrechte begründen und 
auch keinen Anteil am Liquidationserlös oder am Gewinn der Ge-
sellschaft gewähren. Zwar kann vorgesehen werden, dass die Ver-
zinsung vom Vorliegen eines Jahresüberschusses, eines Bilanzge-
winns oder einer Dividende abhängt. Hingegen wäre eine Regelung 
unzulässig, wonach ein höherer Jahresüberschuss, ein höherer  
Bilanzgewinn oder eine höhere Dividende zu einer höheren Verzin-
sung führen würde. Daher werden durch die Ausgabe der Genuss-
rechte oder Gewinnschuldverschreibungen weder das Stimmrecht 
noch die Beteiligung der Aktionäre an der Gesellschaft und deren 
Gewinn verändert oder verwässert. Zudem ergibt sich infolge der 
marktgerechten Ausgabebedingungen, die für diesen Fall des  
Bezugsrechtsausschlusses verbindlich vorgeschrieben sind, kein 
nennenswerter Bezugsrechtswert.

Das vorgesehene Bedingte Kapital 2021 dient dazu, Wandlungs- bzw. 
Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten auf Aktien der 
Gesellschaft aus ausgegebenen Schuldverschreibungen zu erfül-
len oder den Gläubigern bzw. Inhabern von Schuldverschreibungen  
Aktien der Gesellschaft anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags 
zu gewähren. Es ist zudem vorgesehen, dass die Wandlungs- oder 
Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten stattdessen 
auch durch die Lieferung von eigenen Aktien oder von Aktien aus 
genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden 
können.

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung der Ermächtigung zur Aus- 
gabe von Schuldverschreibungen bestehen derzeit nicht. Der Vor-
stand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der 
Ermächtigung im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist.
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Sofern der Vorstand während eines Geschäftsjahres eine der vorste-
henden Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss im Rahmen 
einer Ausgabe von Schuldverschreibungen ausnutzt, wird er in der 
folgenden Hauptversammlung hierüber berichten. 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 8 (Beschlussfas-
sung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien, einschließlich der Ermächtigung zur Einziehung 
erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung sowie zum 
Ausschluss des Bezugsrechts)

Der Vorstand erstattet gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2 in 
Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 8 
der Hauptversammlung über die Gründe für die Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Verwendung der 
erworbenen eigenen Aktien den folgenden Bericht:

Zu Tagesordnungspunkt 8 schlagen der Vorstand und der Aufsichts-
rat vor, die Gesellschaft zu ermächtigen, bis zum 22. Juni 2026 ei-
gene Aktien der Gesellschaft im Umfang von bis zu 10 % des zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung bzw. – falls 
dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Er-
mächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Die Haupt-
versammlung der Gesellschaft vom 21. Juli 2016 hat den Vorstand 
ermächtigt, bis zum 20. Juli 2021 eigene Aktien bis zu insgesamt  
10 % des Grundkapitals zu erwerben. Von dieser Ermächtigung hat 
der Vorstand der Gesellschaft keinen Gebrauch gemacht.

Die bestehende Ermächtigung läuft am 20. Juli 2021 ab. Um der 
Gesellschaft weiterhin vollen Handlungsspielraum zu bewahren, soll 
dem Vorstand unter Aufhebung der bestehenden Ermächtigung des-
halb bereits in diesem Jahr eine neue Ermächtigung erteilt werden.

Die eigenen Aktien sollen sowohl durch die Gesellschaft selbst als 
auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft  
stehende Unternehmen (Konzernunternehmen) oder durch für Rech-
nung der Gesellschaft oder für Rechnung von Konzernunternehmen 
handelnde Dritte erworben werden können.

Der Erwerb der eigenen Aktien kann über die Börse oder im Weg 
eines öffentlichen Erwerbsangebots erfolgen. Bei dem Erwerb ist der 
Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre gemäß § 53a AktG 
zu wahren. Der vorgeschlagene Erwerb über die Börse oder im Weg 
des öffentlichen Erwerbsangebots trägt dem Rechnung. Sofern bei 
einem öffentlichen Erwerbsangebot die Anzahl der angedienten  
Aktien das von der Gesellschaft vorgesehene Erwerbsvolumen 
übersteigt, erfolgt der Erwerb quotal nach dem Verhältnis der ange-
dienten Aktien je Aktionär. Dabei kann jedoch unabhängig von den 
von dem Aktionär angedienten Aktien ein bevorrechtigter Erwerb ge-
ringer Stückzahlen bis zu 100 Aktien je Aktionär vorgesehen werden.  
Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festle-
gung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu ver-
meiden und damit die technische Abwicklung zu erleichtern. Aktien 
mit einem vom Aktionär festgelegten Andienungspreis, zu dem der 
Aktionär bereit ist, die Aktien an die Gesellschaft zu veräußern, und 
der höher ist als der von der Gesellschaft festgelegte Kaufpreis, wer-
den bei dem Erwerb nicht berücksichtigt.
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a) Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass erworbene  
eigene Aktien ohne einen weiteren Hauptversammlungsbe-
schluss eingezogen werden können oder aber über die Börse 
oder im Wege eines öffentlichen Angebots an alle Aktionäre 
wieder veräußert werden können. Die Einziehung der eigenen 
Aktien führt grundsätzlich zur Herabsetzung des Grundkapitals 
der Gesellschaft. Der Vorstand wird aber auch ermächtigt, die 
eigenen Aktien ohne Herabsetzung des Grundkapitals gemäß  
§ 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG einzuziehen. Dadurch würde sich der 
Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 
AktG (rechnerischer Nennbetrag) anteilig erhöhen. Bei den bei-
den genannten Veräußerungswegen wird der aktienrechtliche 
Gleichbehandlungsgrundsatz gewahrt.

b) Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht weiter vor, dass erwor-
bene eigene Aktien zur Durchführung einer Aktiendividende, 
in deren Rahmen Aktien der Gesellschaft (auch teilweise und/
oder wahlweise) gegen Einlage von Dividendenansprüchen der 
Aktionäre ausgegeben werden, verwendet werden. Dadurch soll 
es der Gesellschaft ermöglicht werden, eine Aktiendividende 
zu optimalen Bedingungen auszuschütten. Bei einer Aktiendivi-
dende wird den Aktionären angeboten, ihren mit dem Gewinn-
verwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstandenen 
Anspruch auf Auszahlung der Dividende ganz oder teilweise als 
Sacheinlage in die Gesellschaft einzulegen, um im Gegenzug 
neue Aktien der Gesellschaft zu beziehen. Die Ausschüttung 
einer Aktiendividende kann als Bezugsrechtsemission insbe-
sondere unter Beachtung der Bestimmungen in § 186 Abs. 1 
AktG (Mindestbezugsfrist von zwei Wochen) und § 186 Abs. 2 
AktG (Bekanntgabe des Ausgabebetrags spätestens drei Tage 
vor Ablauf der Bezugsfrist) erfolgen. Im Einzelfall kann es je 
nach Kapitalmarktsituation indes vorzugswürdig sein, die Aus-
schüttung einer Aktiendividende so auszugestalten, dass der 
Vorstand zwar allen Aktionären, die dividendenberechtigt sind, 
unter Wahrung des allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes  
(§ 53a AktG) neue Aktien zum Bezug gegen Einlage ihres  
Dividendenanspruchs anbietet und damit wirtschaftlich den  
Aktionären ein Bezugsrecht gewährt, jedoch das Bezugsrecht 
der Aktionäre auf neue Aktien rechtlich insgesamt ausschließt. 
Ein solcher Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die Aus-
schüttung der Aktiendividende ohne die vorgenannten Be- 
schränkungen des § 186 Abs. 1 und 2 AktG und damit zu  
flexibleren Bedingungen. Angesichts des Umstands, dass allen  
Aktionären die neuen Aktien angeboten werden und überschie-
ßende Dividendenbeträge durch Barzahlung der Dividende 
abgegolten werden, erscheint ein Bezugsrechtsausschluss in 
einem solchen Fall als gerechtfertigt und angemessen.

c) Außerdem soll es dem Vorstand (bzw. dem Aufsichtsrat, soweit 
Mitglieder des Vorstands betroffen sind) möglich sein, eigene 
Aktien Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesell-
schaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen 
oder standen, sowie Organmitgliedern der Gesellschaft bzw. von 
mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen oder sonstigen 
Inhabern von Erwerbsrechten insbesondere aus ausgegebenen 
Optionen zum Erwerb anbieten und übertragen zu können. Das 
Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen.
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Durch die Ausnutzung dieser im Zusammenhang mit einer Ver-
gütung und Incentivierung von Personen, die in einem Arbeits-
verhältnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen 
Unternehmen stehen oder standen, sowie von Organmitgliedern 
der Gesellschaft bzw. von mit der Gesellschaft verbundenen  
Unternehmen im Sinne des § 15 AktG enthaltenen Ermäch-
tigungen darf der auf die neuen ausgegebenen Aktien entfal-
lende anteilige Betrag des Grundkapitals insgesamt 10 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschritten werden, und 
zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptver-
sammlung über die vorstehenden Ermächtigungen, noch im 
Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigungen. Zum Schutz 
der Aktionäre vor einer Verwässerung sind auf diese 10 % Gren-
ze auch diejenigen Aktien anzurechnen, die aus genehmigtem 
Kapital oder aus bedingtem Kapital an Mitglieder des Vorstands 
und Arbeitnehmer der Gesellschaft sowie an Mitglieder der Ge-
schäftsführungen und Arbeitnehmer von mit der Gesellschaft 
verbundenen Unternehmen im Sinne des § 15 AktG während 
der Laufzeit dieser Ermächtigungen aus Beteiligungsprogram-
men ausgegeben oder veräußert wurden.

d) Außerdem soll es dem Vorstand möglich sein, eigene Aktien 
gegen Sachleistung, insbesondere im Rahmen von Unterneh-
menszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, 
Betrieben, Unternehmensteilen oder Beteiligungen, als Gegen-
leistung für von mit der Gesellschaft nicht verbundenen Drit-
ten (insbesondere Dienstleistern) erbrachte Leistungen sowie 
zum (auch mittelbaren) Erwerb von Vermögensgegenständen 
oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenstän-
den, einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder 
ihre Konzerngesellschaften, anbieten und übertragen zu kön-
nen. Die vorbezeichneten Aktien können darüber hinaus auch 
zur Beendigung bzw. vergleichsweisen Erledigung von gesell-
schaftsrechtlichen Spruchverfahren bei verbundenen Unterneh-
men der Gesellschaft verwendet werden. Das Bezugsrecht der 
Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen. Die aus diesem Grund 
vorgeschlagene Ermächtigung soll die Gesellschaft im Wett-
bewerb um interessante Akquisitionsobjekte stärken und ihr 
ermöglichen, schnell, flexibel und liquiditätsschonend auf sich 
bietende Gelegenheiten zum Erwerb zu reagieren. Dem trägt 
der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
Rechnung. Die Entscheidung, ob im Einzelfall eigene Aktien oder 
Aktien aus einem genehmigten Kapital genutzt werden, trifft der 
Vorstand, wobei er sich allein vom Interesse der Gesellschaft 
und der Aktionäre leiten lässt. Bei der Bewertung der eigenen 
Aktien und der Gegenleistung hierfür wird der Vorstand sicher-
stellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt 
werden. Dabei wird der Vorstand den Börsenkurs der Aktie der 
Gesellschaft berücksichtigen; eine schematische Anknüpfung an 
einen Börsenkurs ist nicht vorgesehen, insbesondere damit ein-
mal erzielte Verhandlungsergebnisse durch Schwankungen des  
Börsenkurses nicht wieder infrage gestellt werden können.

e) Die erworbenen eigenen Aktien sollen von dem Vorstand auch 
gegen Barleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts der  
Aktionäre an Dritte veräußert werden können, sofern der Ver-
äußerungspreis je Aktie den Börsenpreis (einschließlich der 
Notierung im Freiverkehr) von Aktien der Gesellschaft zum Zeit-
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punkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser  
Ermächtigung wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG 
in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
zugelassenen Möglichkeit des vereinfachten Bezugsrechtsaus- 
schlusses Gebrauch gemacht. Dadurch wird der Vorstand in 
die Lage versetzt, schnell und flexibel die Chancen günstiger 
Börsensituationen zu nutzen und durch eine marktnahe Preis-
festsetzung einen möglichst hohen Wiederverkaufspreis zu er-
zielen und damit regelmäßig eine Stärkung des Eigenkapitals 
zu erreichen oder neue Investorenkreise zu erschließen. Die 
Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss 
des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des 
Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung noch zum Zeitpunkt der Ausnut-
zung der Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind diejenigen 
Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der Wiederveräu-
ßerungsermächtigung in direkter oder entsprechender Anwen-
dung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Hierun-
ter fallen auch die Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder  
Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten ausgegeben wurden oder ausgege-
ben werden können, sofern die zugrunde liegenden Schuldver-
schreibungen künftig während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
bis zu diesem Zeitpunkt unter Bezugsrechtsausschluss ent-
sprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. Die 
Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden 
bei diesem Weg der Veräußerung eigener Aktien angemessen 
gewahrt. Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre 
Beteiligungsquote zu vergleichbaren Bedingungen durch einen 
Kauf von Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. Durch die 
Begrenzung der Zahl der zu veräußernden Aktien und die Ver-
pflichtung zur Festlegung des Veräußerungspreises der neuen 
Aktien nahe am Börsenkurs werden die Aktionäre vor einer  
Wertverwässerung ihrer Anteile angemessen geschützt. Gleich-
zeitig wird sichergestellt, dass die von der Gesellschaft zu er- 
zielende Gegenleistung angemessen ist.

f) Außerdem soll die Gesellschaft eigene Aktien auch zur Be-
dienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien 
der Gesellschaft aus und im Zusammenhang mit Wandel- oder 
Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wand-
lungs- oder Optionsrechten verwenden können, die von der Ge-
sellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften ausgegeben 
wurden. Um der Gesellschaft die Flexibilität zu verschaffen, die 
von der Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften 
ausgegebenen Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen 
oder Genussrechte mit Wandel- oder Optionsrechten liquidi-
tätsschonend vorzeitig zurück zu erwerben, sollen die eigenen  
Aktien auch deren Inhabern als Gegenleistung angeboten und 
auf diese übertragen werden können. Hierzu muss jeweils das 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen sein. Dies gilt auch 
im Fall einer Veräußerung eigener Aktien durch öffentliches  
Angebot an alle Aktionäre für die Möglichkeit, den Gläubigern 
solcher Instrumente ebenfalls Bezugsrechte auf die Aktien in 
dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen zustünde, wenn die je-
weiligen Wandlungs- oder Optionsrechte bereits ausgeübt wor-
den wären (Verwässerungsschutz).
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g) Schließlich ist der Vorstand ermächtigt, etwaige Spitzenbeträge 
bei einem Angebot an alle Aktionäre auszuschließen. Dies ist für 
die technische Abwicklung eines solchen Angebots erforderlich, 
um die Ausgabe von Bruchteilen von Aktien zu vermeiden. Der 
Vorstand wird die als sogenannte freie Spitzen vom Bezugsrecht 
der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien entweder durch Verkauf 
an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesell-
schaft verwerten.

Von der Ermächtigung kann hinsichtlich solcher Aktien der Ge-
sellschaft Gebrauch gemacht werden, die aufgrund dieses oder 
aufgrund früherer Ermächtigungen zum Erwerb eigener Aktien 
erworben wurden. 

Der Vorstand wird in den nächsten Hauptversammlungen jeweils 
nach § 71 Abs. 3 Satz 1 AktG über eine etwaige Ausnutzung 
dieser Ermächtigung berichten.
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BEDINGUNGEN FÜR DIE AUSÜBUNG DER AKTIONÄRSRECHTE

Nicht-börsennotierte Gesellschaften im Sinne des § 121 Abs. 3 in 
Verbindung mit § 3 Abs. 2 AktG sind in der Einberufung grundsätzlich 
lediglich zur Angabe von Firma und Sitz der Gesellschaft, Zeit und 
Ort der Hauptversammlung und der Tagesordnung sowie der unten-
stehenden Adressen verpflichtet. 

Nachfolgende Hinweise erfolgen, um unseren Aktionären die Aus-
übung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversamm-
lung zu erleichtern.

Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptver-
sammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und ihrer  
Bevollmächtigten; Internetservice zur Hauptversammlung

Die ordentliche Hauptversammlung wird mit Zustimmung des Auf-
sichtsrates der Gesellschaft aufgrund der fortwährenden Ausbreitung 
des SARS-CoV-2-Virus (COVID-19-Pandemie) als virtuelle Haupt-
versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Be-
vollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter) gemäß § 1 Abs. 1 und Abs. 2 des Gesetzes 
über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, 
Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Aus-
wirkungen der COVID-19-Pandemie (Art. 2 des Gesetzes zur Abmil-
derung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und 
Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020, Bundesgesetzblatt 2020 I 
Nr. 14, S. 569 ff., in der zuletzt durch Art. 11 des Gesetzes zur weite-
ren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Anpas-
sung pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossen-
schafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht 
vom 22. Dezember 2020, Bundesgesetzblatt 2020 I Nr. 67, S. 3328 ff. 
geänderten Fassung; nachfolgend auch „COVID-19-G“) abgehalten.

Die gesamte, in den Geschäftsräumen der Gesellschaft stattfindende 
Hauptversammlung wird zu diesem Zweck am 23. Juni 2021 ab  
10:00 Uhr (MESZ) in unserem passwortgeschützten Internetservice 
zur Hauptversammlung der Gesellschaft, zugänglich über die Inter-
netseite der Gesellschaft unter 

www.gieag.de/investor-relations/#versammlung

live in Bild und Ton übertragen.

Es können nur diejenigen Aktionäre, die wie nachstehend (siehe dazu 
„Voraussetzungen für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug 
auf die virtuelle Hauptversammlung“) beschrieben ihren Anteilsbe-
sitz ordnungsgemäß nachgewiesen haben, oder ihre Bevollmächtig-
ten in dem Internetservice zur Hauptversammlung der Gesellschaft 
die Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung 
verfolgen. Darüber hinaus können Aktionäre, die ihren Anteilsbesitz  
ordnungsgemäß nachgewiesen haben, persönlich oder durch ord-
nungsgemäß Bevollmächtigte ihr Stimmrecht per elektronischer 
Briefwahl oder durch die Bevollmächtigung eines von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreters ausüben sowie über den 
Internetservice zur Hauptversammlung Fragen stellen und einen  
Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung erklären.
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Eine darüber hinausgehende Ausübung von Aktionärsrechten ist in 
der virtuellen Hauptversammlung nicht möglich. Insbesondere ist 
eine Teilnahme der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten, mit Aus-
nahme der von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen 
Stimmrechtsvertreter, vor Ort ausgeschlossen. Die Übertragung 
der Hauptversammlung in Bild und Ton sowie die Einräumung des 
Stimmrechts, des Fragerechts sowie der Möglichkeit zum Wider-
spruch berechtigen die Aktionäre und ihre Bevollmächtigten auch 
nicht zur Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege elektro-
nischer Kommunikation im Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG (keine 
elektronische Teilnahme).

Der passwortgeschützte Internetservice zur Hauptversammlung 
der Gesellschaft ist auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
www.gieag.de/investor-relations/#versammlung ab dem 2. Juni 2021, 
0:00 Uhr (MESZ), für Aktionäre, die ihren Anteilsbesitz ordnungsge-
mäß nachgewiesen haben, und ihre Bevollmächtigten zugänglich. 
Um den passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversamm-
lung der Gesellschaft nutzen zu können, müssen Sie sich mit Ihren 
Zugangsdaten anmelden, die Sie nach form- und fristgerechtem 
Eingang des Nachweises ihres Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft 
erhalten. Auch Bevollmächtigte der Aktionäre erhalten Zugang zum 
passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung der 
Gesellschaft durch Verwendung von Zugangsdaten, die ihnen nach 
Eingang der Vollmacht oder ihres Nachweises bei der Gesellschaft 
über den vom Aktionär gewählten Weg übermittelt werden. Im  
Übrigen bleiben die Regelungen zu Erteilung, Widerruf und Nach-
weis der Vollmacht (siehe dazu nachstehend „Stimmrechtsvertre-
tung“) unberührt.

Voraussetzungen für die Ausübung der Aktionärsrechte in  
Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung

Zur Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung im passwortge-
schützten Internetservice zur Hauptversammlung der Gesellschaft 
sowie zur Ausübung der weiteren Aktionärsrechte in Bezug auf die 
virtuelle Hauptversammlung, insbesondere des Stimmrechts, sind 
gemäß § 16 Abs. 1 der Satzung diejenigen Aktionäre berechtigt, 
die der Gesellschaft ihre Berechtigung zur Ausübung der Aktionärs-
rechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung, insbesondere 
des Stimmrechts, nach Maßgabe von § 16 Abs. 2 der Satzung der 
Gesellschaft nachgewiesen haben. Als Nachweis der Berechtigung 
zur Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Haupt-
versammlung, insbesondere des Stimmrechts, ist ein in Textform 
(§ 126b BGB) erstellter Nachweis des Anteilsbesitzes eines zur 
Verwahrung von Wertpapieren zugelassenen Instituts erforderlich 
und ausreichend; der Nachweis muss in deutscher oder englischer 
Sprache verfasst sein. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des  
21. Tages vor der Hauptversammlung, d.h. auf den Beginn des  
2. Juni 2021, 0:00 Uhr (MESZ), zu beziehen.

Der Nachweis muss der Gesellschaft bis zum Ablauf des 16. Juni 2021, 
24:00 Uhr (MESZ), unter folgender Adresse, Telefax-Nummer oder 
E-Mail-Adresse zugehen:
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GIEAG Immobilien AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
oder per Telefax: +49 (0)89 889 690 633 
oder per E-Mail: anmeldung@better-orange.de

Nach Eingang des Nachweises des Anteilsbesitzes werden den  
Aktionären mit dem HV-Ticket die Zugangsdaten für die Nutzung 
des passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung 
der Gesellschaft übersandt. Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für 
die Übersendung ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu 
tragen. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl

Aktionäre können ihr Stimmrecht, auch ohne an der Versammlung 
teilzunehmen, im Wege elektronischer Kommunikation abgeben 
(„elektronische Briefwahl“). Auch hierzu ist der ordnungsgemäße 
Nachweis des Anteilsbesitzes erforderlich (siehe hierzu vorste-
hend „Voraussetzungen für die Ausübung der Aktionärsrechte in 
Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung“). Die Stimmabgabe im 
Wege der elektronischen Briefwahl kann ab dem 2. Juni 2021 in 
dem passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung 
der Gesellschaft, der über die Internetseite der Gesellschaft unter  
www.gieag.de/investor-relations/#versammlung zugänglich ist, ge-
mäß den dafür vorgesehenen Verfahren vorgenommen werden. 

Die Stimmabgabe in dem passwortgeschützten Internetservice zur 
Hauptversammlung der Gesellschaft unter 

www.gieag.de/investor-relations/#versammlung

ist vor und während der virtuellen Hauptversammlung bis zum Be- 
ginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 
23. Juni 2021 möglich. Bis zum Beginn der Abstimmungen in der 
virtuellen Hauptversammlung am 23. Juni 2021 kann in dem Inter-
netservice zur Hauptversammlung der Gesellschaft eine zuvor vor-
genommene Stimmabgabe auch geändert oder widerrufen werden.

Wird im Übrigen bei der elektronischen Briefwahl zu einem Tages-
ordnungspunkt keine ausdrückliche oder eindeutige Stimme abgege-
ben, so wird dies für diesen Tagesordnungspunkt als Enthaltung ge-
wertet. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung 
durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der Hauptversamm-
lung mitgeteilt wurde, so gilt eine Stimmabgabe zu diesem Tages-
ordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Stimmabgabe für 
jeden Punkt der Einzelabstimmung.

Stimmrechtsvertretung

Aktionäre, die ordnungsgemäß den Nachweis ihres Anteilsbesitzes 
erbracht haben (siehe hierzu vorstehend „Voraussetzungen für die 
Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die virtuelle Hauptver-
sammlung“), können sich bei der Ausübung ihrer Aktionärsrechte in 
Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung, insbesondere des Stimm- 
rechts, auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. einen Intermediär 
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im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG, einen Stimmrechtsberater, eine 
Aktionärsvereinigung oder eine andere Person ihrer Wahl vertreten 
lassen. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann 
die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. Die 
Nutzung des passwortgeschützten Internetservices durch den Be-
vollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die entspre-
chenden Zugangsdaten erhält.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Be-
vollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform 
(§ 126b BGB) oder haben unter Verwendung der Eingabemaske in 
dem Internetservice zur Hauptversammlung der Gesellschaft unter

www.gieag.de/investor-relations/#versammlung

gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren zu erfolgen.

Wird ein Intermediär im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG, eine Aktionärs-
vereinigung, ein Stimmrechtsberater oder eine sonstige Person im 
Sinne von § 135 Abs. 8 AktG bevollmächtigt, so können abweichende 
Regelungen bestehen, die jeweils bei diesen zu erfragen sind. Ein 
Verstoß gegen diese und bestimmte weitere in § 135 AktG genannte 
Erfordernisse für die Bevollmächtigung eines Intermediärs im Sinne 
von § 67a Abs. 4 AktG, einer Aktionärsvereinigung, eines Stimm-
rechtsberaters oder einer sonstigen Person im Sinne von § 135 
Abs. 8 AktG beeinträchtigt allerdings gemäß § 135 Abs. 7 AktG die 
Wirksamkeit der Stimmabgabe nicht.

Bevollmächtigte können ebenfalls weder physisch noch im Wege 
elektronischer Kommunikation im Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG 
an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das Stimmrecht 
für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich im Wege der elektro-
nischen Briefwahl oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht an die 
von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen Stimmrechts-
vertreter ausüben.

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, von der Gesellschaft 
benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter zur Ausübung 
ihres Stimmrechts zu bevollmächtigen. Die von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht ausschließlich 
auf der Grundlage der vom Aktionär erteilten Weisungen aus und 
haben das Recht, Untervollmacht zu erteilen. Die Vollmacht an die 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bedarf ebenso 
wie die Erteilung von Weisungen der Textform (§ 126b BGB) oder ist 
unter Verwendung der Eingabemaske in dem passwortgeschützten 
Internetservice zur Hauptversammlung der Gesellschaft unter 

www.gieag.de/investor-relations/#versammlung

gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren zu erteilen. Soweit kei-
ne ausdrückliche oder eine widersprüchliche oder unklare Weisung 
erteilt worden ist, werden sich die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter zu den entsprechenden Beschlussgegenstän-
den der Stimme enthalten; dies gilt immer auch für sonstige Anträge. 
Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durch-
geführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung 
mitgeteilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungs-
punkt insgesamt auch als entsprechende Weisung für jeden Punkt 
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der Einzelabstimmung. Die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter nehmen weder im Vorfeld der Hauptversammlung 
noch während der Hauptversammlung Aufträge zu Wortmeldungen, 
zum Stellen von Fragen oder Anträgen oder zum Einlegen von Wider-
sprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse entgegen.

Ein Formular für die Erteilung von Vollmachten sowie das Voll-
machts- und Weisungsformular für die von der Gesellschaft benann-
ten Stimmrechtsvertreter erhalten die Aktionäre zusammen mit dem  
HV-Ticket und den Zugangsdaten übersandt. Entsprechende For-
mulare stehen zudem auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
www.gieag.de/investor-relations/#versammlung zur Verfügung. Mög-
lich ist es aber auch, eine Vollmacht in anderer Weise zu erteilen; die-
se muss aber, sofern sie nicht unter Verwendung der Eingabemaske 
in dem passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung 
der Gesellschaft unter 

www.gieag.de/investor-relations/#versammlung

erteilt wird, ebenfalls der Textform (§ 126b BGB) genügen, wenn  
weder ein Intermediär im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG noch eine  
Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsberater oder eine sonstige 
Person im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG bevollmächtigt wird.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis einer  
gegenüber einem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht oder ihres  
Widerrufs gegenüber der Gesellschaft müssen auf einem der fol-
genden Wege aus organisatorischen Gründen bis zum 22. Juni 2021, 
24:00 Uhr (MESZ), der Gesellschaft zugehen:

GIEAG Immobilien AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
oder per Telefax: +49 (0)89 889 690 655 
oder per E-Mail: gieag@better-orange.de

Vollmachten zur Ausübung des Stimmrechts nebst Weisungen an 
die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter müssen 
der Gesellschaft unter einer der vorstehenden Kontaktmöglichkeiten 
aus organisatorischen Gründen ebenfalls bis zum 22. Juni 2021,  
24:00 Uhr (MESZ), zugehen.

Die Erteilung der Vollmacht, einschließlich der Vollmacht zur Aus-
übung des Stimmrechts nebst Weisungen an die von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter, und ihr Widerruf sind darüber  
hinaus ab dem 2. Juni 2021 unter Verwendung der Eingabemaske 
in dem passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung 
der Gesellschaft unter 

www.gieag.de/investor-relations/#versammlung

gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren vor und während der  
virtuellen Hauptversammlung bis zum Beginn der Abstimmungen in 
der virtuellen Hauptversammlung am 23. Juni 2021 möglich. Bis zum 
Beginn der Abstimmungen in der virtuellen Hauptversammlung am 
23. Juni 2021 ist auch ein Widerruf oder eine Änderung einer zuvor 
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in Textform (§ 126b BGB) übersendeten oder in dem passwortge-
schützten Internetservice zur Hauptversammlung der Gesellschaft 
erteilten Vollmacht möglich.

Wenn der Gesellschaft für ein und dieselbe Aktie sowohl eine Stimm- 
abgabe per elektronischer Briefwahl als auch eine Vollmachts- und 
Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter unwiderrufen vorliegt, wird von diesen die zuletzt zu-
gegangene Stimmabgabe als verbindlich betrachtet. Gehen bei der 
Gesellschaft darüber hinaus im Zusammenhang mit der Erteilung 
und dem Widerruf einer Vollmacht oder Weisung auf unterschied-
lichen Übermittlungswegen voneinander abweichende Erklärungen 
ein und ist für die Gesellschaft nicht erkennbar, welche dieser  
Erklärungen zuletzt erfolgt ist, werden diese Erklärungen in folgender 
Reihenfolge der Übermittlungswege als verbindlich behandelt:  
(1) Internetservice zur Hauptversammlung, (2) E-Mail, (3) Telefax 
und (4) Papierform.

Auch im Fall einer Vollmachtserteilung ist ein Nachweis des An-
teilsbesitzes form- und fristgerecht nach den vorstehenden Bestim-
mungen erforderlich. Dies schließt – vorbehaltlich der genannten 
Frist für die Erteilung einer Vollmacht und Weisung an die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter – eine Erteilung von 
Vollmachten nach Nachweis des Anteilsbesitzes nicht aus. 

Fragerecht der Aktionäre gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 
COVID-19-G; Auskunftsrecht der Aktionäre gemäß § 131 AktG

Aktionäre, die ordnungsgemäß den Nachweis ihres Anteilsbesitzes 
erbracht haben, haben das Recht, im Wege der elektronischen 
Kommunikation Fragen zu stellen (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 
COVID-19-G). Auf der Grundlage von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 
2. Halbsatz COVID-19-G hat der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrates der Gesellschaft aus organisatorischen Gründen ent-
schieden, dass Fragen spätestens bis zum 21. Juni 2021, 24:00 Uhr 
(MESZ), über die dafür vorgesehene Eingabemaske in dem pass-
wortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung der Gesell-
schaft unter 

www.gieag.de/investor-relations/#versammlung

gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren einzureichen sind. Auf 
anderem Wege oder später eingereichte Fragen bleiben unberück-
sichtigt. Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Er-
messen, wie er Fragen beantwortet. Rückfragen zu den Auskünften 
des Vorstandes sind ausgeschlossen.

Darüber hinaus stehen den Aktionären und ihren Bevollmächtigten 
weder das Auskunftsrecht gemäß § 131 AktG noch ein Rede- oder 
Fragerecht in und während der virtuellen Hauptversammlung zu.
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Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß  
§§ 126 Abs. 1 und 127 AktG in Verbindung mit § 1 Abs. 2 Satz 3 
COVID-19-G

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären im Sinne von  
§§ 126, 127 AktG sind ausschließlich an folgende Adresse zu richten:
 

GIEAG Immobilien AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
oder per Telefax: +49 (0)89 889 690 655 
oder per E-Mail: antraege@better-orange.de

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden 
nicht zugänglich gemacht.

Vorbehaltlich der in § 126 Abs. 2 und 3 AktG sowie in § 127 AktG 
genannten Gründe werden wir zugänglich zu machende Gegenan-
träge und Wahlvorschläge von Aktionären einschließlich des Namens 
des Aktionärs sowie einer etwaigen Begründung und etwaiger Stel-
lungnahmen der Verwaltung hierzu im Internet unter www.gieag.de/
investor-relations/#versammlung veröffentlichen, wenn diese bis spä-
testens zum Ablauf des 8. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ), unter einer 
der vorstehenden Kontaktmöglichkeiten eingehen.

Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenan-
träge oder Wahlvorschläge gestellt werden. Anträge oder Wahlvor-
schläge von Aktionären, die nach Maßgabe der vorstehenden Vo-
raussetzungen nach § 126 oder § 127 AktG zugänglich zu machen 
sind, gelten gemäß § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-G als in der virtuellen 
Hauptversammlung gestellt, wenn der antragstellende oder der den 
Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär seinen Anteilsbesitz ord-
nungsgemäß nachgewiesen hat (siehe hierzu vorstehend „Voraus-
setzungen für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die 
virtuelle Hauptversammlung“).

Erklärung von Widersprüchen gegen Beschlüsse der Hauptver-
sammlung gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 COVID-19-G

Aktionäre, die ordnungsgemäß ihren Anteilsbesitz nachgewiesen 
haben, und ihre Bevollmächtigten können vom Beginn der virtuellen 
Hauptversammlung bis zu ihrem Ende in dem passwortgeschützten 
Internetservice zur Hauptversammlung der Gesellschaft unter 

www.gieag.de/investor-relations/#versammlung

gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren in Abweichung von § 245 
Nr. 1 AktG unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der 
Hauptversammlung Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptver-
sammlung zur Niederschrift erklären, wenn sie ihr Stimmrecht nach 
den vorstehenden Bestimmungen ausüben oder ausgeübt haben. 
Eine anderweitige Form der Übermittlung von Widersprüchen ist 
ausgeschlossen.
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Datenschutzhinweise

Der Schutz Ihrer Daten und deren rechtskonforme Verarbeitung 
haben für uns einen hohen Stellenwert. In unseren Datenschutz-
hinweisen haben wir alle Informationen zur Verarbeitung personen-
bezogener Daten unserer Aktionäre übersichtlich an einer Stelle 
zusammengefasst.

Die Datenschutzhinweise finden Sie unter www.gieag.de/investor-
relations/#versammlung.

München, im Mai 2021

GIEAG Immobilien AG
Der Vorstand






